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(A) 


(C) 


157. Sitzung 

Bonn, den 9. Dezember 1971 


Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr I 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Wir haben heute eine vergleichsweise kurze Ta- 
gesordnung. 

Ich rufe Punkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuregelung der hüttenknapp- | 
schaftlichen Pensionsversicherung im Saar- : 
land (Hüttenknappschaftliches Zusatzversiche- | 
rungs-Gesetz — HZvG) | 

— Drucksache VI/1980 — | 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar- 
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) i 

— Drucksache VI/2884 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Urbaniak 
(Erste Beratung 109. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — i 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort in der Aus- i 
spräche gewünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter 
Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Namens der CDU/CSU- 
Fraktion gebe ich zur zweiten und dritten Lesung 
folgende Erklärung ab. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt der Gesetzesvorlage 
zu. Sie begrüßt es, daß damit einerseits eine alte Tra- 
dition aufrechterhalten wird und andererseits eine 
weitgehende Rechtsangleichung der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung im Saarland an die 
gesetzliche Rentenversicherung erfolgt. Insbesondere 
begrüßen wir, daß alle zwei Jahre eine regelmäßige 
Anpassung der Renten in Anlehnung an die gesetz- 
liche Rentenversicherung der Arbeiter möglich sein 
soll und damit auch die Rentner der Zusatzversiche- 
rung an der wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben 
sollen. Daß dabei die Selbstverwaltung Vorschläge 
für diese Anpassung machen soll, halten wir für 
wichtig, weil damit die Selbstverantwortung auch 
hinsichtlich der Finanzierung gefördert wird. Wir 


halten es auch für richtig, daß im Finanzierungsver- 
fahren eine Angleichung an die Beitragsbemessung 
der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt. 

Hinsichtlich der Wartezeit für die freiwillige Wei- 
terversicherung sind wir gern dem Vorschlag des 
Bundesrats gefolgt, nicht nur weil die Wartezeit im 
Sozialrecht regelmäßig 60 Kalendermonate beträgt, 
sondern auch weil eine übermäßig lange Wartezeit 
von 180 Kalendermonaten bei dem schnellen Struk- 
turwandel unserer Zeit einer notwendigen und des- 
halb wünschenswerten größeren Mobilität des Ar- 
beitsmarktes und einer beruflichen Aufstiegsmög- 
lichkeit im Sinne des Arbeitsförderungsgesetzes ent- 
gegensteht. Außerdem würde eine längere Warte- 
zeit eine erwünschte Zusatzversicherung im Sinne 
der Vorsorge erschweren. 

Wir betrachten die betriebliche oder, wie in die- 
sem Fall, eine überbetriebliche Zusatzversicherung 
als eine wichtige Ergänzung der sozialen Sicherung. 
Sie darf aber die Mobilität der Arbeitnehmer nicht 
hindern. Andererseits dürfen die erworbenen An- 
sprüche aus dieser zusätzlichen Versorgung bei 
einem Wechsel des Arbeitsplatzes möglichst nicht 
verlorengehen. 

Außerdem meinen wir, daß nicht nur Angehörige 
von größeren Unternehmen, sondern auch Arbeit- 
nehmer in kleinen und mittleren Betrieben Leistun- 
gen aus einer, wie in diesem Falle, überbetrieb- 
lichen Alterssicherung erhalten sollten. 

Aus all den von mir soeben genannten Gründen 
haben wir uns schon im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung uneingeschränkt für die vorliegende 
Regelung ausgesprochen. Wir werden deshalb hier 
und heute dem Gesetz in zweiter und dritter Lesung 
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge- 
ordneten der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wilhelm. 

Wilhelm (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Im Namen der sozial- 
demokratischen Bundestagsfraktion möchte ich zu 
dem vorliegenden Gesetzentwurf folgende Erklä- 
rung abgeben. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion be- 
grüßt es mit großer Genugtuung, daß die sozial- 
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Wilhelm 

fA) 

' liberale Bundesregierung erstmalig nach fast zwölf 
Jahren ständiger Ungewißheit über das endgültige 
Schicksal der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung im Saarland einen Gesetzentwurf ein- 
brachte, der nicht nur den künftigen soliden Fortbe- 
stand dieser Zusatzversorgung für die Arbeitneh- 
mer in der Metallindustrie des Saarlandes garan- 
tiert, sondern auch eine echte Reform des geltenden 
Rechts beinhaltet. Ein ähnlicher Versuch einer fort- 
schrittlichen Reform dieses Rechtes wurde von der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion im Mai 
1965 mit dem Gesetzentwurf Drucksache IV/3352 
unternommen. Er scheiterte damals am Widerstand 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Die Grundein- 
stellung der CDU/CSU in der Vergangenheit zur 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung spie- 
gelt sich in einer Rede wider, die der CDU/CSU- 
Abgeordnete Exner am 30. Juni 1965 in diesem 
Hohen Hause anläßlich der zweiten und dritten Be- 
ratung des Gesetzentwurfs über Leistungsverbesse- 
rungen in der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung im Saarland hielt. Laut Protokoll der Sit- 
zung vom 30. Juni 1965 erklärte Flerr Exner u. a. 
folgendes — ich darf mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin zitieren — 

Die sozialdemokratische Seite versuchte, wie 
gesagt, Leistungsverbesserungen zu erreichen, 
eine Angleichung an das hiesige Recht herbei- 
zuführen und den öffentlich-rechtlichen Status 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung zu zementieren. Wir sind demgegenüber 
entschieden der Meinung, daß eine Reformie- 
rung und Erneuerung nicht in dieser Richtung 
gesucht werden kann. 

Ferner kritisierte er bei gleicher Gelegenheit heftig 
den Bundeszuschuß zu dieser Zusatzversicherung. 
Dieser Auffassung wurde aus der Mitte der CDU/ 
CSU-Fraktion nicht widersprochen. 

Die hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
war daher während vieler Jahre in ihren Grund- 
lagen ernsthaft gefährdet. Obwohl in der damaligen 
Debatte von Vertretern der von der CDU/CSU ge- 
führten Bundesregierung und aus der Mitte der 
CDU/CSU-Fraktion in Aussicht gestellt wurde, daß 
die Neuregelung des Rechts der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung in der 5. Wahlperiode 
des Bundestages erfolgen solle, ist in diesen vier 
Jahren nichts geschehen. Auf zwei Anfragen von 
mir im März 1969 anwortete der damalige Bundes- 
arbeitsminister Katzer u. a., daß Leistungsverbes- 
serungen für die Pensionäre erst nach einer Neuord- 
nung der Hüttenknappschaft möglich seien. Im Hin- 
blick auf diese Neuordnung sei aber festzustellen, 
daß bisher noch keine Übereinstimmung über die 
Grundsätze einer Neuordnung erzielt worden sei. 
Hierbei gehe es vornehmlich um die Frage, ob die 
öffentlich-rechtliche Grundlage und der Bundeszu- 
schuß erhalten bleiben sollen oder ob eine Höher- 
versicherung in der Rentenversicherung oder eine 
tarifvertragliche Zusatzversorgung in Betracht kom- 
men soll. Der Widerstand gegen die öffentlich-recht- 
liche Grundlage und den Bundeszuschuß kam aber 
vom damaligen Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung. 


Es muß also festgestellt werden, daß eine Neuord- 
nung dieses Rechtes mit der Zielrichtung des vor- 
liegenden Gesetzentwurfes von einer von der CDU/ 
CSU geführten Bundesregierung zu keiner Zeit an- 
gestrebt wurde. Daher sind wir der sozial-liberalen 
Bundesregierung sehr dankbar, daß sie diesen Ge- 
setzentwurf zur Neuregelung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung einbrachte, der heute 
abschließend beraten wird. 

Er sieht im wesentlichen folgendes vor. Die öf- 
fentlich-rechtliche Grundlage bleibt erhalten. Der 
Bundeszuschuß bleibt erhalten und wird auf jähr- 
lich 6 Millionen DM festgesetzt. Die Beitragsbemes- 
sungsgrenze wird auf 950 DM festgesetzt und dyna- 
misiert. Der Beitragssatz beträgt 4,5 ^/o gegenüber 
bisher 8 von höchstens 450 DM Monatseinkom- 
men. Die Pensionsleistungen werden ab 1. Januar 
1971 um 10 ^/o erhöht. Neu eingeführt wird die An- 
passung der Pensionsleistungen an die allgemeine 
wirtschaftliche Entwicklung im regelmäßigen Ab- 
stand von zwei Jahren. Dies ist die bedeutsamste 
und wesentlichste Reform im Zusammienhang dieses 
Gesetzentwurfes. Alle Angestellten werden künftig 
in der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung versichert. Verschiedene andere Bestimmungen 
werden an die Rentengesetze angepaßt. 

Dieser Gesetzentwurf wurde mit folgenden zwei 
Änderungen vom Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung in seiner Sitzung am 1. Dezember 1971 ein- 
stimmig angenommen: Einmal wurden für beitritts- 
willige Betriebe die finanziellen Voraussetzungen 
klar fixiert, und zum anderen wurde die freiwillige (D) 
Weiterversicherung künftig nach 60 Beitragsmona- 
ten ermöglicht. Der Entwurf sah diese Möglichkeit 
erst nach 180 Beitragsmonaten vor. Weitergehende 
Anträge wurden von keiner Seite gestellt. 

Die Pensionäre der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung erhalten infolge der Leistungs- 
verbesserungen ab 1. Januar 1971 für das abgelau- 
fene Jahr in Bälde eine Nachzahlung. Zum 1. Januar 
1973 können sie auf Grund der Dynamisierungs- 
bestiinmung mit einer weiteren beachtlichen Lei- 
stungsverbesserung rechnen. Auch für diesen Per- 
sonenkreis wird im Hinblick auf die künftige Lei- 
stungsverbesserung die langwährende Unsicherheit 
der Vergangenheit beseitigt. 

Wenn in gewissen Kreisen bezüglich des Bundes- 
zuschusses von jährlich 6 Millionen DM von einer 
finanziellen Auszehrung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung gesprochen wird, so 
kann das nur in völliger Unkenntnis der Tatsachen 
geschehen. Tatsache ist, daß auf Grund der vor- 
liegenden langfristigen Berechnung auch in 15 Jah- 
ren eine solide Vermögensgrundlage gegeben sein 
wird. 

Allerdings muß in diesem Zusammenhang er- 
wähnt werden, daß bereits 1965 von einer damals 
von der CDU/CSU geführten Bundesregierung ver- 
sucht wurde, den Bundeszuschuß — allerdings ohne 
Neuordnung des sonstigen Rechtes dieser Zusatz- 
versorgung — auf etwa 3 Millionen DM jährlich 
einzufrieren. Dieser Versuch konnte damals von der 
SPD-Fraktion erfolgreich abgewehrt werden. 
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Wilhelm 

Abschließend möchte ich mit großer Genugtuung 
feststellen, daß mit der Verabschiedung des vor- 
liegenden Gesetzentwurfes alle bisherigen Gefah- 
ren von der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung abgewendet werden. Ein über 100 Jahre 
alter Besitzstand für die Arbeitnehmer der saar- 
ländischen Metallindustrie wird damit gewahrt. Das 
Recht der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung wird an die modernen Grundsätze der allge- 
meinen Rentenversicherung angepaßt. Ein großer 
Fortschritt ist damit erreicht. 

Wenn die Arbeitnehmer und Pensionäre eines 
großen saarländischen Eisen- und Stahlwerks der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung bei- 
treten sollten, dann werden von diesem Gesetz 
künftig fast 90 000 Beschäftigte und Pensionäre er- 
faßt. Eine weitere soziale Reform, die auch im So- 
zialbericht 1971 als Weiterentwicklung besonderer 
sozialer Leistungen Erwähnung findet, wird mit die- 
sem Gesetzentwurf vollendet. 

Ich möchte daher allen herzlich danken, die mit 
Verständnis, Wohlwollen und Tatkraft an dieser 
sozialen Reform mitgewirkt haben. Die sozialdemo- 
kratische Bundestagsfraktion wird aus diesen Grün- 
den diesem Gesetzentwurf zustimmen, 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Nach den ausführ- 
lichen Darlegungen meines Vorredners, denen wir 
Freien Demokraten voll zustimmen, darf ich mich 
kurz fassen und namens der Fraktion der Freien 
Demokratischen Partei die Erklärung abgeben, daß 
wir es begrüßen und uns freuen, daß dieser am 
24. März 1971 dem Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung überwiesene Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung nunmehr heute zur Abstimmung steht. 

Wir freuen uns über die Einstimmigkeit, die sich 
im Ausschuß ergeben hat. Die Vorlage der Bundes- 
regierung war so perfekt, daß nur an drei Stellen 
kleine Änderungen eingefügt wurden. Wir sind froh 
darüber, daß dieses für das Saarland wichtige Pro- 
blem nunmehr nach beinahe zehnjähriger Diskussion 
in diesem Hause seine Lösung und eine Regelung 
findet, von der wir sagen können, daß sie gut ist 
und daß sie in der Zukunft die Probleme löst, die 
notwendigerweise geregelt werden müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Arendt. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
war über ein Jahrzehnt hindurch immer wieder zu- 
rückgestellt worden, bis die Bundesregierung An- 
fang 1970 Vorarbeiten für den Gesetzentwurf auf- 


genommen hat, der Ihnen jetzt zur Verabschiedung 
vorliegt. Die Bundesregierung hat sich bei ihrer 
Gesetzesvorlage von dem Ziel leiten lassen, die hüt- 
tenknappschaftliche Zusatzversicherung unter Ver- 
meidung von Teillösungen systemgerecht neu zu 
ordnen und das Vertrauen der ihr angehörenden 
Beschäftigten und Rentner zu erhalten. Das Gesetz 
beseitigt — endlich, möchte ich sagen — , für derzeit 
33 000 Versicherte und 32 000 Pensionäre die seit 
der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes 
bestehende Ungewißheit über den Fortbestand der 
über 100 Jahre alten hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung. 

Ich freue mich, feststellen zu können, daß der Re- 
gierungsentwurf im Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung die Zustimmung aller drei Fraktionen 
gefunden hat. Damit besteht Einigkeit in dem Ziel, 
die hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
und ihre Grundlagen für die Zukunft zu erhalten und 
zu festigen. 

Ohne auf alle Einzelheiten einzugehen, möchte ich 
nur heraussteilen, daß die Zusatzversicherung hin- 
sichtlich der Ausgestaltung und Höhe der Leistun- 
gen einer dringenden Reform bedurfte. Durch die 
Angleichung an die allgemeinen Rentengesetze im 
Sinne einer regelmäßigen Überprüfung und Anpas- 
sung an die Änderung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse wird diese notwendige Reform verwirklicht. 
Die Versicherten werden, auch soweit es sich um die 
Leistungen der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung handelt, an dem wirtschaftlichen Wachs- 
I tum laufend beteiligt. Die neuen Vorschriften über 
j das Finanzierungsverfahren stellen sicher, daß die 
Finanzierung der Leistungen längerfristig gewähr- 
leistet ist. 

Die Erhöhung der Zusatzrenten um 10 v. H. rück- 
wirkend vom 1. Januar 1971 an und die damit ver- 
bundene Nachzahlung bringen sofort eine Erhöhung 
der Leistungen. Mit der zu erwartenden Anpassung 
zum 1. Januar 1973 werden die Zusatzrenten weiter 
steigen. Eine darüber hinausgehende Erhöhung der 
Leistungen ist im Interesse der Versicherten — de- 
ren Wohl auch der Bundesregierung ganz besonders 
am Herzen liegt — und im Interesse der soliden 
Finanzierungsgrundlage ihrer Einrichtung leider 
nicht möglich. Dennoch werden die Versicherten 
unter Berücksichtigung aller Einzelheiten die großen 
Vorteile, die ihnen dieses Gesetz bringt, gewiß zu 
würdigen wissen. Mit diesem Gesetz, meine Damen 
und Herren, wird die letzte große soziale Maßnahme 
im Rahmen der Eingliederung des Saarlandes abge- 
schlossen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wir kommen zur Abstimmung in zwei- 
ter Lesung. Wer den §§ 1 bis 23, der Einleitung und 
der Überschrift zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Bei einigen Gegenstimmen angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Thadden. 
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(A) von Thadden (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Namens 
meiner saarländischen Kollegen Draeger und Got- 
tesleben und für mich selbst möchte ich folgende 
Erklärung zur Abstimmung abgeben. 

Wir sehen uns nicht in der Lage, dem Gesetz 
unsere Zustimmung zu geben, obwohl wir aner- 
kennen, daß die Mehrheit dieses Hauses, der wir 
uns gegenübersehen, in dieser Frage alle Sorgfalt 
aufgewandt hat und ihre Entscheidung sicherlich 
aus bestem Gewissen und nach sorgfältigen Über- 
legungen trifft. Für die Entscheidung der Minder- 
heit gelten folgende Überlegungen: 

Erstens. Wir bedauern, daß die Absicht der saar- 
ländischen Landesregierung nicht durchgedrungen 
ist, die Umwandlung der Vorschrift über die An- 
passung der Renten an die wirtschaftliche Entwick- 
lung von einer Kann- in eine Soll-Bestimmung 
durchzuführen. 

Zweitens. Wir bedauern die Höhe des Bundeszu- 
schusses, die wir als unzureichend ansehen. 

Drittens. Wir sind der Meinung, daß die Erhöhung 
der Bestandsrenten um 10 zu wenig ist. Wir be- 
dauern, daß sich die Erhöhung um 25 ’Vo, die von 
der saarländischen Landesregierung gefordert wur- 
de, nicht durchgesetzt hat. Wir erinnern daran, daß 
auch auf anderen Gebieten Leistungen angesichts 
des rapiden Verfalls unserer Kaufkraft erheblich 
stärker angehoben worden sind. 

Der Lebenswille der Saarländer, ihr Land sozial- 
politisch mustergültig weiter auszubauen, bleibt un- 
gebrochen. 

Wir bitten die Mehrheit um Verständnis dafür, 
daß aus den genannten Gründen meine Kollegen 
und ich mit Nein stimmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wilhelm. 

Wilhelm (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Nur wenige Sätze. 

Ich bedaure sehr, daß die Kollegen der CDU aus 
dem Saarland aus den Gründen, die der Kollege 
von Thadden vorgetragen hat, diesem Gesetz nicht 
ihre Zustimmung geben. Die Gründe, die sie an- 
geben, reichen nicht aus, um das abzulehnen, was 
in diesen Gesetzentwurf insgesamt eingearbeitet 
wurde. 

Ich bedaure auch, daß Sie die hier vorgetragene 
Auffassung nicht in der Sitzung des Sozialpoliti- 
schen Ausschusses am 1. Dezember vorgebracht ha- 
ben, in der nämlich im Detail gerade über diese 
Punkte diskutiert wurde, nämlich über die Frage, 
ob die Erhöhung von 10 oder 25 Vo ausgehen sollte, 
und in der ihre Kollegen die Erklärungen der Ver- 
treter der Bundesregierung zu der Frage, ob eine 
25prozentige Erhöhung der Leistungen möglich ist, 
zustimmend zur Kenntnis genommen haben; ebenso 
war es bezüglich der beiden anderen Fragen. 

Sehr geehrter Herr Kollege von Thadden, die Er- 
fahrung lehrt doch, daß eine Soll-Bestimmung in 
der Praxis nicht zwingender ist als eine Kann-Be- 


stimmung. Wir haben das Vertrauen in diese Bun- ^ ^ 
desregierung und hoffentlich auch in künftige Bun- 
desregierungen, daß sie diese Kann-Bestimmung 
als Muß-Bestimmung praktizieren. Das ergibt sich 
schon daraus, daß in dem langfristigen Finanzie- 
rungsplan die Erhöhungsraten bis 1985 vorgesehen 
sind. Gerade dieser langfristige Finanzierungsplan 
ist der echte Garant dafür, daß diese Leistungen 
künftig alle zwei Jahre angepaßt werden. 

Wenn Sie allerdings der Meinung sind — das 
möchte ich zum Schluß sagen — , diesem Gesetzent- 
wurf nicht Ihre Zustimmung geben zu können, weil 
die Erhöhungsrate für die Pensionäre nicht 25, son- 
dern 10 ^/o beträgt, dann hätten Sie hier auch sagen 
müssen, wie Sie die zusätzliche Erhöhung finanzie- 
ren wollen. Diese Finanzierung wäre nur durch eine 
Erhöhung des Bundeszuschusses oder der Beiträge 
der Versicherten möglich. Wenn Sie die Erhöhung 
des Bundeszuschusses und damit eine zusätzliche 
finanzielle Belastung für den Bund aus all den 
Gründen, die wir seit Monaten diskutieren, wollen 
— bitte, das kann Ihre Meinung sein — , dann sagen 
Sie das auch! Oder wenn Sie meinen, die Versicher- 
ten könnten einen höheren Beitrag als 4,5 Vo leisten, 
dann, bitte, sagen Sie es ganz deutlich, und begrün- 
den Sie, warum! Aber diese Form der Begründung 
für eine Ablehnung kann ich wirklich nicht be- 
greifen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Die lehnen ja nur 
ab, weil wir alle zustimmen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Dann kommen wir zur Ab- 
stimmung in dritter Beratung. Wer dem Gesetz- 
entwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
wenigen Gegenstimmen und Enthaltungen mit gro- 
ßer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungpunkt 7: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
11. September 1970 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die Rentenver- 
sicherung gewisser Arbeitnehmer der Land- 
streitkräfte der Vereinigten Staaten von 
Amerika 

— Drucksache W2778 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar- 
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache Vl/2895 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidt 

(Kempten) 

(Erste Beratung 151. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Beratung 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer in der zwei- 
ten Beratung Art. 1 bis 4 sowie Einleitung und 
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Vizepräsident Frau Funcke 

Überschrift zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer zu- 
stimmt, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos- 
sen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Umsatzsteuergeset- 
zes (Mehrwertsteuer) 

— Drucksache VI/2817 — 

Wer wünscht das Wort? — Bitte, Herr Abgeord- 
neter Schulhoff? 

(Abg. Dr. Häfele: Die Regierung ist mal 
wieder nicht vertreten!) 

Schulhoff (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kollegen! Im Namen meiner Fraktion nehme 
ich zu dem vorliegenden Entwurf der Bundesregie- 
rung zur Novellierung des Umsatzsteuergesetzes 
Stellung. 

Der Gesetzentwurf enthält zwar Klarstellungen 
und abrechnungstechnische Vereinfachungen, inso- 
fern sicher auch Verbesserungen des geltenden 
Rechts, er ist aber für meine Fraktion in mehrfacher 
Hinsicht enttäuschend. Die berechtigten Erwartun- 
gen, die man in die erste umfassende Novelle des 
(ß) Mehrwertsteu^ergesetzes gesetzt hatte, sind nicht er- 
füllt worden. 

Zunächst und vorab ein kurzes Wort zum Zeit- 
punkt der Vorlage. Bereits die Bundesregierung der 
Großen Koalition — das waren damals die guten 
alten Zeiten — hatte angekündigt, eine Novelle vor- 
legen zu wollen, sobald die ersten praktischen Erfah- 
rungen mit der neuen Umsatzsteuer vorliegen wür- 
den. Dies hätte also zu Beginn der VI. Legislatur- 
periode der Fall sein können. 

Erst auf Drängen unserer Fraktion hat dann die 
jetzige Bundesregierung in ihrer Antwort auf unsere 
Anfrage am 3. Juni 1970 mitgeteilt, daß sie noch im 
Jahre 1970 eine Novelle vorlegen werde. Tatsächlich 
wurde der Entwurf dem Bundesrat aber erst am 
20. August dieses Jahres zugeleitet. Diese Verzöge- 
rung hat die Bundesregierung, die im Moment nicht 
anwesend ist, zu vertreten. Sie erleichtert natürlich 
nicht gerade die parlamentarische Beratung eines 
für viele Unternehmen bedeutsamen Gesetzent- 
wurfes. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist ins- 
besondere deshalb unbefriedigend und unzureichend, 
weil die Bundesregierung den großen und wichtigen 
Bereich jener Unternehmen mit hoher Wertschöp- 
fung, die an den Endverbraucher liefern, ausgeklam- 
mert hat. Die Bundesregierung hat dies getan, ob- 
wohl ihr bekannt war oder hätte bekannt sein müs- 
sen, daß die Mehrwertsteuer in diesen Branchen 
systemwidrig wirkt. Konkret heißt dies: der lohn- 
intensive Unternehmer — vielleicht darf ich ihn der 
Einfachheit halber so bezeichnen — mit hoher Wert- 


fCl 

Schöpfung ist in der Regel nicht in der Lage, die ' 
Umsatzsteuerlast entsprechend der Zielsetzung des 
Gesetzes auf den Letztverbraucher abzuwälzen. Sta- 
tistische Untersuchungen insbesondere im Friseur- 
gewerbe haben deutlich bewiesen, daß der Unter- 
nehmer in der Praxis einen gewissen Teil, vielleicht 
sogar einen großen Teil der Mehrwertsteuer nicht 
weiterwälzen kann. Diese Weitergabe an den End- 
verbraucher entspricht jedoch der Zielsetzung des 
Gesetzes und der Steuergerechtigkeit. Ist sie prak- 
tisch nicht durchführbar, schmälert dies den Ertrag 
des Unternehmens, und das ist sicherlich nicht im 
Sinne des Erfinders. 

Wir bedauern, daß die Regierung diesen wichtigen 
Bereich völlig unberücksichtigt läßt. Schon in unse- 
rer Kleinen Anfrage vom letzten Jahr hatten wir 
die Bundesregierung aufgefordert, gerade zu die- 
sem Problem Lösungsvorschläge vorzulegen, denn 
auch die Mehrwertsteuer sollte doch dem Prinzip 
der Wettbewerbsneutralität der Steuern entsprechen. 

Zu begrüßen ist — um auch einmal etwas Gutes 
zu sagen — lediglich, daß die Bundesregierung in 
einem Punkt die zwischenzeitlich gewonnenen Er- 
kenntnisse in der Praxis berücksichtigen will. Bei 
den Beratungen des Umsatzsteuergesetzes 1967 
wurde vom Finanzausschuß des Bundestages be- 
kanntlich für kleine Unternehmen eine Sonderrege- 
lung geschaffen, die es ihnen möglich macht, das 
Bruttoumsatzsteuersystem beizubehalten, es sei 
denn, sie würden optieren. Damit ersparte man 
diesen Betrieben die verwaltungstechnisch schwie- 
rige Umstellung auf das neue Mehrwertsystem. 

Diese Sonderregelung führte aber auch zu ge- 
wissen materiellen an sich gewollten Vorteilen, die 
sich insbesondere bei Betrieben mit hoher Wert- 
schöpfung auswirkten. Für diese Betriebe brachte 
das Verbleiben im Bruttoumsatzsteuersystem eine 
relativ hohe Steuerersparnis mit sich. 

Obwohl ich mich hier, meine Kollegen, offen zur 
Vaterschaft hinsichtlich dieser geltenden Betriebs- 
regelungen bekenne — Frau Kollegin Funcke, die 
jetzt präsidiert, wird in diesem Falle ihrerseits die 
Mutterschaft sicher nicht leugnen wollen — , 

(Heiterkeit) 

bin ich bereit, den zwischenzeitlich gewonnenen Er- 
kenntnissen Rechnung zu tragen. Denn gerade bei 
diesen kleineren Betrieben führt ein überschreiten 
der Umsatzgrenze von 60 000 D-Mark bereits bei 
einer relativ geringen Steigerung des Gesamtum- 
satzes zu einer erheblichen Steuermehrbelastung. 
Deshalb besteht u. a. die Gefahr, daß Betriebe ihren 
Umsatz absichtlich niedrig halten oder zu manipu- 
lieren versuchen; man nimmt das wenigstens an. 
Hinzu kommt, daß sich die Steuerbegünstigung nach 
den Umsätzen des vorangegangenen Jahres richtet. 

Es kann also Vorkommen, daß die Leistungen von 
Betrieben mit vergleichbaren Umsätzen unterschied- 
lichen Steuerbelastungen unterliegen. Diese Wett- 
bewerbsverzerrungen haben zu einigen Verfas- 
sungsklagen wegen angeblicher Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes geführt. 
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Schulhoff 

Vielfach sind die kleinen Unternehmer in der 
Frage der Zweckmäßigkeit des Verbleibs im Brutto- 
umsatzsteuersystem oder der Option für die Regel- 
besteuerung auch überfordert gewesen; sie konnten 
das nicht von Anfang an übersehen. Dies ist wohl 
auch einer der entscheidenden Gründe für die Regie- 
rungsvorlage. 

Dieser Entwurf, meine Damen und Herren, wird 
von uns zwar begrüßt, aber nur im Prinzip, da die 
Umsatzgrenze von 60 000 DM objektiv zu niedrig 
ist. Diese Grenze war bekanntlich schon bei der Be- 
ratung im Jahre 1967 zu niedrig angesetzt. Ich 
wünschte damals eine höhere Grenze, Frau Funcke 
aber eine niedrigere. Man hat sich schließlich auf 
60 000 DM geeinigt, ohne sich jedoch für alle Zei- 
ten — das ist ausdrücklich gesagt worden — fest- 
legen zu wollen. 

Zwischenzeitlich haben sich — das ist unbestreit- 
bar — die gesamten ökonomischen Daten geändert. 
Grob gesagt: ein Umsatz von 60 000 DM im Jahre 
1967 entspricht heute mindestens einem solchen von 
80 000 DM. Die vorgesehene Begrenzung auf 60 000 
DM könnte daher ihren eigentlichen Zweck nur noch 
zum Teil erfüllen. Die Motivation aber, die damals 
für die Kleinbetriebsregelung sprach, nämlich die 
Erhaltung der Existenz kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen, hat bei dem allgemeinen Trend zur Kon- 
zentration heute mehr denn je ihre Gültigkeit. So 
mußten z. B. im Jahre 1970 allein 47 296 Handwerks- 
betriebe aufgeben. 

Unsere Fraktion wird daher im Finanzausschuß 
den Antrag stellen, die Kleinbetriebsregelung auf 
einen Betrag anzuheben, der von der Sache her ge- 
rechtfertigt erscheint. Konkret heißt dies, daß die 
Grenze auf mindestens 80 000 DM erhöht werden 
müßte. Unter dem Gesichtspunkt der Leistungsge- 
rechtigkeit und der Wettbewerbsneutralität wäre 
allerdings eine Anhebung noch über diese Grenze 
hinaus erforderlich. Vielleicht hilft dabei die Frau 
Präsidentin im Finanzausschuß mit. Die Kosten 
einer solchen Ausweitung halten sich durchaus in 
tragbaren Grenzen. Wir v.^erden entsprechende 
Deckungsvorschläge vorlegen. Der Ausfall beträgt 
bei einer Ausweitung auf 80 000 DM nur — • ich 
sage bewußt: nur; warum, werden Sie gleich 
sehen — 90 Millionen DM mehr gegenüber dem 
Regierungsentwurf. Die Steuermindereinnahme 
durch die Kleinbetriebsregelung würde dann alles 
in allem 360 Millionen DM erreichen. Bei einem 
vom Bundesfinanzministerium geschätzten Umsatz- 
steueraufkommen von 47,6 Milliarden DM im Jahre 
1973 würde dieser Gesamtausfall 0,72 Ao, also noch 
nicht einmal 1 Ao des Aufkommens, ausmachen. 

Früher, meine Damen und Herren — ich bitte, 
das zu vermerken — , waren wir einmal bereit, viel 
mehr zur Förderung kleiner Unternehmen auszu- 
geben. Im Jahre 1967 nämlich betrug der Steuer- 
ausfall durch die Freibetragsregelung des damals 
geltenden § 7 a des Umsatzsteuergesetzes noch 520 
Millionen DM oder 2,08 ^/o des gesamten Umsatz- 
steueraufkommens. Bei der Verabschiedung des 
Mehrwertsteuergesetzes im selben Jahr, also 1967, 
wurde dann für die neue Kleinbetriebsregelung im 


§ 19 des Umsatzsteuergesetzes leider ein viel gerin- 
gerer Ausfall zugestanden, nämlich 290 Millionen 
DM, aber immerhin noch 1,16 ®/o des damaligen 
Umsatzsteueraufkommens. Die tatsächliche Haus- 
haltsbelastung blieb aber im Jahre 1968, wie Sie 
wissen — oder was zumindest diejenigen wissen, 
die sich mit diesen Dingen überhaupt beschäfti- 
gen — mit nur 180 Millionen DM oder 0,69 Ao des 
Aufkommens noch weit hinter den Schätzungen 
zurück, weil über die Hälfte der betroffenen Betriebe 
aus den verschiedensten Gründen für den normalen 
Steuersatz optieren mußte. Sie hatten also nichts 
von dieser Kleinbetriebsregelung. Wenn wir heute 
eine Mindereinnahme von insgesamt 360 Millionen 
DM in Kauf nehmen, ist das immer noch weit we- 
niger, als wir früher gemeinsam — alle Parteien 
waren damit einverstanden — für notwendig ange- 
sehen haben. 

Ich sagte Ihnen bereits, meine Damen und Her- 
ren — damit komme ich schon zum Schluß — , daß 
wir eine Deckungsmöglichkeit suchen. Ich persönlich 
könnte mir folgenden Deckungsvorschlag denken. 

Die Bundesregierung beabsichtigt Verbrauchsteuer- 
erhöhungen bei der Mineralölsteuer, der Brannt- 
weinsteuer und der Tabaksteuer. Allein das durch 
die Erhöhung der Mineralölsteuer anfallende zu- 
sätzliche Aufkommen bei der Mehrwertsteuer würde 
bei weitem ausreichen, die zwischen unserem Vor- 
schlag und der Regierungsvorlage bestehende Diffe- 
renz von 95 Millionen DM zu decken. Nach meinen 
authentischen Informationen ist dieses Mehrwert- 
steueraufkommen bis heute noch nicht verplant. 

Mit den Überweisungsvorschlägen des Ältesten- (D) 
rates sind wir einverstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Halfmeier. 

Halfmeier (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Wir von der so- 
zialdemokratischen Fraktion begrüßen es außer- 
ordentlich, daß die Bundesregierung in der Druck- 
sache VI/2817 nunmehr eine Umsatzsteuernovelle 
vorlegt, die die Erfahrungen, die in vier Jahren in 
der Praxis gemacht worden sind, in das Gesetz ein- 
baut. Sie will durch all die Klarstellungen, Erleichte- 
rungen und Korrekturen erreichen, daß dieses Ge- 
setz in der Zukunft griffiger und praktischer an- 
wendbar wird. Ich meine, Herr Kollege Schulhoff, 
dazu braucht man auch einige Jahre an Erfahrung. 

Wir meinen, daß der Zeitpunkt, um diese Erfahrun- 
gen zu verwerten, jetzt gekommen ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Kernstück dieser Novelle ist zweifellos § 19 mit der 
Kleinbetriebsregelung, von der auch der Herr Kol- 
lege Schulhoff eben ausführlich gesprochen hat. Er 
hat bereits erwähnt, daß § 19 alt des Mehrwert- 
steuergesetzes seinerzeit die Bruttoumsatzbesteue- 
rung für Unternehmen mit niedrigem Jahresumsatz 
beibehielt, weil man den Bedenken der Kleinunter- 
nehmer Rechnung tragen wollte, die befürchteten, 
daß ihre Verwaltungskraft nicht ausreiche, um mit 
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Halfmeier 

diesem neuen Mehrwertsteuergesetz fertigzuwer- 
den. Diese Aufgabe hat § 19 alt heute erfüllt. Die 
Kleinunternehmer sind mit dem Gesetz zweifellos 
besser fertig geworden, als sie es sich selbst zuge- 
traut hatten. Schon im Jahr der Einführung der 
Mehrwertsteuer, im Jahre 1968 also, hatte mehr als 
die Hälfte der 650 000 Kleinunternehmer mit einem 
Jahresumsatz bis zu 60 000 DM von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, für die Mehrwertsteuer zu optie- 
ren. § 19 alt hat aber — das ist unbestritten — - durch 
diese Regelung zweifellos Wettbewerbsverzerrun- 
gen mit sich gebracht. Das ist gerade von den Be- 
trieben mit hoher Wertschöpfung sehr häufig be- 
klagt worden. Wenn nun § 19 neu die Kleinunter- 
nehmen ebenfalls in das System der Nettobesteue- 
rung einbezieht, so wird dieses damit ein wenig 
korrigiert. Die dort vorgesehenen Steuerabzugsbe- 
träge werden gerade den Unternehmen mit hoher 
Wertschöpfung besser gerecht; sie haben davon 
einen größeren Vorteil als die übrigen. Aber die 
Steuerabzugsbeträge sind an der Ertragskraft der 
Unternehmen orientiert und auf sie abgestellt. Dies, 
scheint mir, ist ein ganz neues Element, das in die 
Mehrwertsteuer eingeführt wird. Es bringt insbe- 
sondere für die bisherigen Optanten eine Entlastung 
von insgesamt 110 Millionen DM jährlich. Man muß 
allerdings auch sagen, daß es unter den 650 000 Un- 
ternehmern andere gibt, die mehr zahlen müssen 
als bisher. Diese Belastung beträgt rund 25 Millio- 
nen DM. Saldiert kommt also für alle Unternehmen 
bis zu einem Jahresumsatz von 60 000 DM eine Ent- 
lastung von rund 85 Millionen DM heraus. Das 
sollte man festhaiten. Ich meine, das ist ein gar 
nicht so kleiner Brocken. 

(Abg. Schulhoff: Aber weniger, als wir frü- 
her gegeben haben!) 

- — Früher, das ist aber schon sehr lange her. 

(Abg. Schulhoff: Da hatten wir eine Koa- 
lition miteinander!) 

Meine Damen und Herren, durch diese Neurege- 
lung werden Wettbewerbsverzerrungen beseitigt. 
Es muß aber auch noch auf den Grundsatz hinge- 
wiesen werden, daß die Verbrauchersteuer — das 
ist ja die Mehrwertsteuer ■ — , wenn man Erleichte- 
rungen und Befreiungen einführt, sich eigentlich 
nur an den Interessen desjenigen orientieren sollte, 
der die Steuer zu tragen hat. Das ist der Letztver- 
braucher, nicht das Unternehmen, das die Steuer zu 
zahlen hat; denn es soll ja die Steuer überwälzen. 
Das ist der Sinn der Sache. 

(Abg. Schulhoff: Soweit es das kann!) 

Wenn man diesen Grundsatz durchbricht — ■ das 
geschieht hier, und das muß man sehen — , ent- 
stehen zwangsläufig Wettbewerbsstörungen. 

Aus diesem Grunde, in erster Linie aus diesem 
Grunde, meine ich, muß man darauf achten, daß 
diese Ausnahmeregelung begrenzt bleibt. Wir haben 
insgesamt rund 1,65 Millionen Unternehmen, und 
wenn wir die Grenze bei 60 000 DM Jahresumsatz 
lassen, Herr Kollege Schulhoff, dann werden davon 
immerhin bereits 650 000 Unternehmen erfaßt. 

(Abg. Schulhoff: Das glaube ich nicht!) 


— Doch, es ist so. Wir werden uns darüber im Aus- 
schuß unterhalten. Wenn wir diese Grenze z. B. auf 
100 000 DM erhöhten, dann würden damit mehr als 
900 000 Unternehmen erfaßt. Das wären schon weit 
mehr als die Hälfte. Dann wäre die Ausnahme- 
regelung bereits die Regel. Ich wollte das sagen, 
damit sich jeder darüber klar ist, daß die Grenze 
eng gehalten werden muß. 

Was die übrigen Anträge auf Befreiungen oder 
Entlastung betrifft, meine ich, ist auch hier ein offe- 
nes Wort angebracht. Ich möchte doch alle diese 
Antragsteller bitten, daß sie ihre Erwartungen nicht 
allzu hoch spannen. Wir können ihnen zusichern, 
daß alle diese Anträge gewissenhaft geprüft wer- 
den. Aber man soll und darf nicht vergessen, daß 
sich die Verbrauchsteuerbefreiungen und Ermäßi- 
gungen an den Interessen und an der Wirtschafts- 
kraft des Letztverbrauchers zu orientieren haben. 

(Abg. Schulhoff: Der hat dadurch doch kei- 
nen Schaden!) 

Weiter dürfen wir nicht vergessen, daß, wenn wir 
diesen Damm, der durch das Prinzip gezogen ist, 
durchbrechen, eine Flut von Steuerausfällen auf uns 
zukommt, die weit in die Milliarden geht, und daß 
wir damit unseren Haushalt, unsere Staatsfinanzen, 
gefährden. Das, glaube ich, will niemand. Deshalb 
hoffe und erwarte ich, daß wir bei den Beratungen 
im Finanzausschuß — wie bisher immer — die Pro- 
bleme in aller Sachlichkeit behandeln werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

(D) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeord- 
neter Schulhoff! 

Schulhoff (CDU/CSU): Mein Vorredner hat sich 
an seiner Rede selber etwas hochgesteigert. Er 
sagte: Wenn wir also höher gehen, eine höhere 
Grenze nehmen, dann entstehen Ausfälle von Mil- 
liarden. Dabei habe ich die Ausfallzahlen doch ge- 
nannt, die das Finanzministerium errechnet hat; die 
sind nicht von mir, nicht meiner Phantasie entsprun- 
gen. 

Dann möchte ich Sie mal fragen — Sie und die 
anderen Kollegen — : Was ist das schon, 60 000 DM 
Umsatz? Was bringt das für einen Verdienst? Um- 
satz dürfen Sie natürlich nicht mit Einkommen ver- 
wechseln; das wäre schlecht. Es ist ein Umsatz, und 
aus diesem Umsatz bleibt ein Verdienst. Nehmen 
Sie einmal 15 ^/o an — das ist der durchschnittliche 
Satz — , dann verdient der Betreffende 9 000 DM. 

Das ist weit weniger, als ein Facharbeiter verdient. 

Das ist entscheidend. 

Vizepräsident Frau Funcke: Wird das Wort 
noch gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt vor: Überweisung an den 
Finanzausschuß — federführend — , zur Mitbera- 
tung an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten sowie an den Wirtschaftsaus- 
schuß, an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO. 

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so beschlos- 
sen. 



9044 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Dezember 1971 


Vizepräsident Frau Funcke 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der Punkte, deren Behandlung für heute mor- 
gen vorgesehen war. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 13 Uhr für eine 
Fragestunde. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 9.47 bis 
13.00 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, die unterbrochene Sit- 
zung ist wieder eröffnet. 

Wir treten in Punkt 1 der Tagesordnung ein: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/2890 — 

Wir setzen die Beantwortung der Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft fort. Zur Beantwortung der Fra- 
gen steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär von 
Dohnanyi zur V erfügung. 

Zunächst die Frage 113 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Probst, Ich frage, ob der Abgeordnete im Saal 
ist. — Das ist nicht der Fall. Die Fragen 113 und 114 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer- 
den in der Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 115 des Herrn Abgeordneten 
Pfeifer auf: 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach die Bundesregie- 
rung erwägt, entsprechend den Anregungen eines Gutachtens 
(B) für den Wissenschaftsrat, in Zukunft zusätzliche Finanzierungs- 

rniltel zur Finanzierung der Bildungsreform durch eine „Extra- 
Steuer für Akademiker" aufzubringen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyir Parlamentarischer Staats- 
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Herr Kollege Pfeifer, ich habe nicht, wie 
Sie in Ihrer Frage unterstellen, die Forderung nach 
einer zusätzlichen Steuer für Akademiker aufge- 
stellt, sondern ich habe vor der „Westfälischen 
Rundschau'' darauf hingewiesen, daß über diese 
Problematik im Augenblick eine wissenschaftliche 
Diskussion stattfindet, daß es wichtig ist, die wissen- 
schaftlich diskutierten Fragen sorgfältig zu prüfen, 
und daß wir deswegen zu diesen Fragen einen For- 
schungsauftrag vergeben werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Zusatzfrage. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
möchte zunächst feststellen, daß ich nichts unter- 
stellt, sondern nur gefragt habe, ob die Pressemel- 
dungen zutreffen. Der Wissenschaftsrat hat ja be- 
reits einmal einen solchen Forschungsauftrag erteilt, 
und es ist auch ein Gutachten für den Wissenschafts- 
rat erstattet worden. Darf ich Sie fragen: Wie ste- 
hen Sie zu diesem Gutachten? 

Dr. von Dohnanyir Parlamentarischer Staats- 
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis- 


senschaft: Ich weiß nicht, Herr Kollege Pfeifer, wel- 
ches Gutachten Sie meinen. Wenn Sie das Gutachten 
von Professor Krelle, Bonn, vom Mai 1971 meinen, 
so ist dieses ja mit einer Vielzahl von Fragen be- 
faßt; aber es berührt auch diesen Punkt. Mit Erlaub- 
nis des Herrn Präsidenten würde ich gern eine Stelle 
zitieren, um die Fragestellung noch einmal zu ver- 
deutlichen. Es heißt da: 

Bei den Größenordnungen, die das Bildungs- 
system annehmen wird, ist das Problem der 
Verteilungsgerechtigkeit bei der Finanzierung 
der Kosten dieses Systems nicht zu übersehen. 
Wird das höhere Bildungssystem, 

— also insbesondere die Hochschulen — 

das nur relativ wenigen zugute kommt, weiter 
wie bisher fast voll aus Steuermitteln unter- 
halten, so bedeutet das eine Zwangsbelastung 
der großen Mehrzahl des Volkes, die nicht 
durch dieses System geht, zugunsten der relativ 
wenigen, die es durchlaufen und mit Hilfe der 
dort erlangten Ausbildung dann ein zum Teil 
erheblich höheres privates Einkommen er- 
reichen. Diese Subventionierung 

— so heißt es dort weiter — 

der zukünftigen Oberschicht ist ungerecht- 
fertigt. Jeder, der ein Bildungssystem in An- 
spruch nimmt, das nicht von allen durchlaufen 
wird, sollte die Kosten des Systems aus seinem 
späteren Einkommen zahlen, also entsprechend 
belastet werden. Mittel, die durch die Besteu- 
erung anderer Bevölkerungsschichten aufge- pj 
bracht werden, sollten nur insoweit verwandt 
werden, als die Gesamtheit durch externe 
Effekte des Bildungssystems selbst begünstigt 
wird. 

Das ist die Fragestellung. Dieses Problem zu unter- 
suchen, werden wir einen Forschungsauftrag an 
Herrn von Weizsäcker geben, auch um die Realisier- 
barkeit einer solchen Überlegung zu überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 116 des Herrn Abgeordneten 
Pfeifer auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag des Vorsit2en- 
den der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung aufzu- 
greifen und eine unabhängige Kommission mit der Erarbei- 
tung eines Gutachtens über die Praktikabilität und Effizienz 
der in den Hochschulgesetzen der Länder verankerten Mitbc- 
stimmungsregelungen zu beauftragen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyir Parlamentarischer Staats- 
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft; Herr Kollege Pfeifer, die Bundesregierung 
ist wie Kultusminister Vogel der Auffassung, daß 
Fragen der Mitwirkung und Mitbestimmung im 
Bildungswesen auch empirisch zu beobachten sind. 

Dies ist u. a. ja auch das Ziel der „Kommission zur 
Untersuchung von Fragen der Mitwirkung in Schule, 
Hochschule und Forschung in der Bundesrepublik", 
die, wie Sie wissen, gemeinsam mit der schwedi- 
schen Regierung und einer schwedischen Kommis- 
sion eingesetzt wurde. Die Bundesregierung wird. 
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wenn sie auf diese konkrete Frage von Herrn 
Minister Vogel angesprochen wird, die Einsetzung 
einer zusätzlichen Kommission sicherlich prüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Keine weiteren Zusatzfragen. Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft beantwortet. Herr Staats- 
sekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanz- 
leramtes. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Bundesminister Professor Dr. Ehmke zur Verfügung. 
Zunächst die Frage 122 des Herrn Abgeordneten 
Schulte (Schwäbisch Gmünd): 

Auf welche von ihm geführten Gespräche — mit welchen 
Gesprächspartnern zu welchem Zeitpunkt — bezieht sich Bun- 
deskanzler Brandt in seinem in „Publik" vom 12. November 
1971 unter der Überschrift «Willy Brandt über Deutsdiland" er- 
schienenen Interview, in dem er auf eine Frage nach der Oder/ 
Neiße-Grenze u. a. geantwortet hat: «Es hat in den fünfziger 
Jahren — das ist keine Phantasie, ich und andere haben Ge- 
spräche dieser Art damals geführt — eine Situation gegeben, 
in der, wenn die deutsche Frage im Sinne der staatlichen Ein- 
heit, der Wiedervereinigung, von den Großmächten und von uns 
angepackt worden wäre, Modifikationen der Grenze auch mit 
Polen hätten ausgehandelt werden können."? 

Herr Bundesminister! 

Dr. EhmkOr Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Herr Präsident, ich wäre dankbar, wenn ich 
die Fragen 122 und 123 im Zusammenhang beant- 
worten könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

(B) Ich nehme an, daß der Fragesteller keine Beden- 
ken hat. — Er ist einverstanden. Ich rufe also noch 
die Frage 123 auf: 

Wer sind die übrigen deutschen Politiker, die nach dieser 
Aussage des Bundeskanzlers angeblich ebenfalls Gesprädie dieses 
Inhalts geführt haben, und mit welchen Gesprächspartnern und 
zu welchem Zeitpunkt fanden diese Gespräche statt? 

Herr Minister! 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Herr Kollege Schulte, der Bundeskanzler 
hat eine Einschätzung wiedergegeben, zu der er — • 
wie er in seinem „Publik"-Interview gesagt hat — 
„in den fünfziger Jahren" gelangt ist. 

Es handelt sich also um eine politische Bewer- 
tung, die er nicht etwa erst in letzter Zeit gewon- 
nen hat, seitdem er in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Regierungsverantwortung trägt. Die Gespräche, 
auf die er sich bezogen hat, fanden sogar noch vor 
seiner Wahl zum Regierenden Bürgermeister von 
Berlin statt. 

Davon abgesehen hielte es der Bundeskanzler 
aber weder für ratsam noch für fair, Herr Kollege, 
wenn er jetzt Namen damaliger osteuropäischer Ge- 
sprächspartner bekanntgeben würde. 

Die im „Publik" -Interview erwähnte Problematik 
— nämlich die Möglichkeit, „Modifikationen auch 
mit Polen" auszuhandeln, „wenn die deutsche Frage 
im Sinne der staatlichen Einheit angepackt worden 
wäre" — ist der damaligen Bundesregierung durch- 
aus geläufig gewesen. Es wäre daher schon aus die- 
sem Grunde abwegig, wenn Sie die Äußerungen 
des Bundeskanzlers im Sinne einer parteipolitischen 


Polemik verstünden. Im übrigen hat die erwähnte 
Problematik sich damals z. B. auch in Äußerungen 
hochgestellter Persönlichkeiten der Vereinigten 
Staaten niedergeschlagen. 

Die Voraussetzung, von der der Bundeskanzler in 
seinem Interview gesprochen hat — „wenn die 
deutsche Frage im Sinne der staatlichen Einheit an- 
gepackt worden wäre" — , hat, wie wir alle wissen, 
leider nicht geschaffen werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage. 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU): Herr 
Minister Ehmke, nach diesem teilweisen Rückzug 
möchte ich Sie fragen, ob Sie es für eine saubere 
Antwort und eine saubere Auskunft auf diese Frage, 
die von dem Interviewer gestellt wurde, oder mehr 
für den Versuch einer Legenbenbildung halten, 
wenn ohne die Darstellung der damals vorhande- 
nen Umstände, insbesondere außenpolitischer und 
verteidigungspolitischer Natur, und ohne die Dar- 
stellung der von der anderen Seite, d. h. von seiten 
der Gesprächspartner her gestellten Bedingungen 
eine solche Antwort auf die Frage nach der Oder- 
Neiße-Grenze gegeben wird. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Herr Kollege Schulte, ich möchte zunächst 
sagen, daß es sich hier in keiner Beziehung um einen 
Rückzug handelt. Der Bundeskanzler steht voll zu 
dem, was er dort gesagt hat. Aber schon geringe ^ 
Regierungserfahrung lehrt, daß man zwar alles wis- 
sen muß, was man sagt, aber nicht alles sagen muß, 
was man weiß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU): Herr 
Minister Ehmke, wären Sie bereit, mir persönlich 
weitere Informationen zugänglich zu machen? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Ich bitte Sie, diese Frage an den Herrn Bun- 
deskanzler persönlich zu richten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, damit sind diese beiden 
Fragen beantwortet. 

Ich rufe die Frage 124 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Wie beurteilt der Bundeskanzler die Erklärung des früheren 
Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal; „Ich habe Karl 
Schiller immer nach außen verteidigt, aber auch ein Minister 
sollte sich seinen Mitarbeitern gegenüber an minimale Spiel- 
regeln gedeihlicher Zusammenarbeit halten.", und welche Konse- 
quenzen zieht er daraus? 

Herr Bundesminister! 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Herr Kollege, der Herr Bundeskanzler sieht 
in der von Ihnen zitierten Äußerung eine persön- 
liche Meinungsäußerung von Herrn Kollegen Rosen- 
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thal. Der Bundeskanzler sieht keine Veranlassung, 
zu dieser Äußerung Stellung zu nehmen oder aus ihr 
Konsequenzen zu ziehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU): Kann ich aus Ihrer Antwort 
schließen, daß der Herr Bundeskanzler die in dieser 
Meinungsäußerung umschriebene nicht gerade ge- 
deihliche Zusammenarbeit Minister Schillers mit sei- 
nen Mitarbeitern billigt? 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Nein. Wir können auf Grund unserer eige- 
nen Erfahrungen nur sagen, daß die Zusammen- 
arbeit mit Herrn Kollegen Schiller immer besonders 
interessant und fruchtbar ist. Wir sehen keine Ver- 
anlassung, uns zu den Erfahrungen von Herrn Kolle- 
gen Rosenthal zu äußern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Eine weitere Zusatzfrage, 

Niegel (CDU/CSU): Herr Bundesminister, könnte 
es möglich sein, daß der Amtswechsel des Wäh- 
rungs- und Kreditsachverständigen im Wirtschafts- 
und Finanzministerium, Herrn Professor Hankel — 
dieser Amtswechsel wurde heute aus den Zeitungen 
bekannt — , auch von diesen personellen Schwierig- 
keiten ausgelöst wurde? 

(B) 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben: Herr Kollege, ich sehe keinen unmittelbaren 
Zusammenhang dieser Frage mit der ersten Frage. 
Da der Herr Präsident diese Frage aber zuläßt, will 
ich Ihnen folgendes sagen. Das Amt des Präsidenten 
der Hessischen Landeszentralbank ist so interessant, 
daß man sich diesen Wechsel auch ohne die Unter- 
stellung, die Sie in Ihrer Frage gemacht haben, er- 
klären kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, die Fragen 125 und 126 
des Herrn Abgeordneten Rollmann können hier 
heute nicht beantwortet werden, weil Herr Staats- 
sekretär Ahlers infolge dienstlicher Verhinderung 
nicht zur Verfügung steht. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 
beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft und Finanzen auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Herr Parlamentarische Staats- 
sekretär Hermsdorf zur Verfügung. 

Die Frage 27 hat der Herr Abgeordnete Schmidt 
(Würgendorf) eingebracht. — Er ist nicht im Saal. 
Dann wird die Frage schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Dann rufe ich die Frage 28 des Abgeordneten 
Pohlmann auf: 

Billigt es die Bundesregierung, daß durch die vom Minister- 
rat der Europäischen Gemcinsdiafton beschlossenen und ab 


1. Juli 1971 in Kraft getretenen allgemeinen Zollpräferenzen (C) 
für Entwicklungsländer inländische — besonders auch mittel- 
ständische — Industriezweige einem bisher nicht vorhandenen 
sehr intensiven Konkurrcnzdruck aus verschiedenen auf Teilge- 
bieten durchaus konkurrenzfähigen Entwicklungsländern (z. B. 
Jugoslawien) ausgesetzt sind? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Das gemeinschaftliche Zollpräferenzschema ist ein 
ausgewogenes System von Vorteilen für die Ent- 
wicklungsländer und Maßnahmen zur Wahrung 
berechtigter Interessen der betroffenen Industrie- 
zweige in der Gemeinschaft. Die Zollpräferenzen 
werden grundsätzlich nicht unbeschränkt, sondern 
nur innerhalb bestimmter Plafonds und mit zahl- 
reichen zusätzlichen Sicherungen gewährt. In der 
Gemeinschaft sind die Präferenzverpflichtungen ge- 
recht verteilt, so daß der zusätzliche Wettbewerbs- 
druck in der Bundesrepublik Deutschland nicht un- 
angemessen hoch ist. Dies gilt auch für die mittel- 
ständischen Industriezweige. 

Als Entwicklungsländer hat die Gemeinschaft zu- 
nächst 91 Länder begünstigt, die sich in der Welt- 
handelskonferenz zu einer besonderen Gruppe der 
Entwicklungsländer zusammengeschlossen haben. 
Dazu gehört auch Jugoslawien, das von den übrigen 
Entwicklungsländern ausdrücklich als zu ihrer 
Gruppe gehörend anerkannt worden ist. Gegen- 
über den Entwicklungsländern, die wie Jugoslawien 
in einigen Bereichen bereits ein größeres Ausmaß 
an Wettbewerbsfähigkeit erreicht haben, gelten be- 
sondere Höchstgrenzen. Ein einzelnes Entwicklungs- pj 
land darf nur einen bestimmten, je nach der Markt- 
situation unterschiedlichen Prozentsatz des jewei- 
ligen Präferenzflafonds ausnutzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage. 

Pohlmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
troztdem gibt es eine ganze Reihe von Härtefällen. 

Ich kann sie Ihnen nennen. Wäre die Bundesregie- 
rung bereit, sich dieser Härtefälle anzunehmen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Herr Kollege Pohlmann, vielleicht darf ich in diesem 
Zusammenhang Ihre nächste Frage beantworten, da 
sie in einem Sachzusammenhang mit Ihrer Zusatz- 
frage steht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Pohlmann 
auf: 

Welche Maßnahmen stehen der Bundesregiening zur Veifü- 
gung, um den auf diese Weise den betroffenen Firmen -- und 
damit mittelbar der Volkswirtschaft — entstandenen Schaden 
zu ersetzen bzw. zukünftig entstehenden Schaden abziiwendcn? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Die Erfahrungen seit dem 1. Juli 1971 zeigen, daß 
die allgemeinen Zollpräferenzen nicht zu ernsthaf- 
ten Schäden in den betroffenen Industriezweigen der 
Gemeinschaft geführt haben. Für 1972 ist im wesent- 
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liehen das gleiche Präferenzsystem wie im zweiten 
Halbjahr 1971 vorgesehen. Dadurch kann sicherge- 
stellt werden, daß die Zollpräferenzen auch in Zu- 
kunft keine besorgniserregenden Störungen zur 
Folge haben werden. Ich bin aber gern bereit — 
damit beantworte ich jetzt Ihre Zusatzfrage in 
besonderen Härtefällen, wenn Sie mir solche Fälle 
nennen, zu prüfen, ob wir Abhilfe schaffen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Pohlmann (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung 
eventuell bereit, mit dem betroffenen Entwicklungs- 
land über Selbstbeschränkungsabkommen zu ver- 
handeln? 

Hermsdorfir Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann die Bereitschaft dazu nicht ohne weiteres 
erklären, will das aber gern prüfen. Wir können 
das nur in völliger Zusammenarbeit mit der Europä- 
ischen Gemeinschaft machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Wolfram. 

Wolfram (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
dem Kollegen Pohlmann bestätigen, daß die Mitglie- 
der der CD-Fraktion des Europäischen Parlaments, 
der ja auch CDU/CSU-Mitglieder dieses Hohen 
|B) Hauses angehören, dieses Präferenzsystem im Euro- 
päischen Parlament gebilligt haben? 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich nehme an, daß der Herr Kollege Pohlmann das 
weiß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hauff auf: 

Was wird die Bundesregierung tun, um einer ungerechtfertig- 
ten Diskriminierung ausländischer Arbeitnehmer bei der Kraft- 
fahrzeugversicherung durch verschiedene deutsche Versiche- 
rungsgesellschaften entgegenzuwirken? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Auf eine Mündliche Anfrage des Kollegen Krockert 
hat sich die Bundesregierung bereits in der Frage- 
stunde am 14. Mai gegen eine Diskriminierung der 
ausländischen Arbeitnehmer im Bereich der Kraft- 
fahrtversicherung gewandt. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung im November bei der Beantwor- 
tung der schriftlichen Frage des Kollegen Wende 
erneut klargestellt, daß sie und das Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungs- und Bausparwesen es 
nicht dulden werden, wenn Kfz-Haftpflichtver- 
sicherer bei der Verbesserung ihrer Vertragsbe- 
stände gesetzliche Vorschriften mißachten und um- 
gehen. Demgemäß hat das Bundesaufsichtsamt unter 
dem 9. November 1971 an alle Kraftfahrtversicherer 
geschrieben. In diesem Rundschreiben sind die be- 


kanntgewordenen Tatbestände genannt, in denen 
das Amt einen Verstoß gegen die geltenden Vor- 
schriften und damit einen Mißbrauch sieht. Das Bun- 
desaufsichtsamt hat die Unternehmen aufgefordert, 
ihre Annahmerichtlinien dem Inhalt des Rundschrei- 
bens anzupassen. Es hat sich den Erhalt des Rund- 
schreibens von jedem einzelnen Versicherer bestäti- 
gen lassen. Auf Grund der Hinweise in dem Rund- 
schreiben und der zusätzlich mit dem HUK-Verband 
geführten Gespräche ist damit zu rechnen, daß sich 
die beanstandeten Verstöße nicht wiederholen wer- 
den. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär, trotz Ihrer 
Antwort möchte ich fragen: Wie beurteilt die Bun- 
desregierung vertrauliche Rundschreiben von Ver- 
sicherungsgesellschaften, in denen Vertreter darauf 
hingewiesen werden, daß — um den ersten Fall zu 
zitieren — Versicherungsverträge mit ausländischen 
Fahrzeughaltern grundsätzlich nicht abzuschließen 
sind und — um einen zweiten Fall zu zitieren — 
eine solche Versicherung nur abgeschlossen werden 
darf, wenn der Ausländer mindestens drei Jahre 
in der Bundesrepublik wohnt. 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann nur noch einmal sagen, was in dem Rund- 
schreiben an Tatbeständen, die eine Diskriminierung 
bedeuten würden, alles aufgezählt ist, und daraus 
schließen, wie sich der betreffende Benachteiligte 
verhalten sollte. 

In dem Rundschreiben ist im Hinblick auf Anwei- 
sungen an den Außendienst klargestellt, daß es als 
mißbräuchlich gilt, a) bei bestimmten, als ungünstig 
bezeichneten Risiken keine Anträge entgegenzuneh- 
men, b) einen Antragsteller an die zuständige Direk- 
tion oder eine übergeordnete Geschäftsstelle zu 
überweisen, c) die Annahme eines Antrags davon 
abhängig zu machen, daß der Kunde mit Jahreszah- 
lung einverstanden ist, d) bei Entgegennahme des 
Antrags darauf hinzuweisen, daß der Vertrag beim 
Schaden oder zum Ablauf des ersten Versicherungs- 
jahres gekündigt wird, weiter im Zusammenhang 
mit dem Antrag die Ausfüllung zusätzlicher Frage- 
bogen zu verlangen, deren Fragen nicht statistischen 
Zwecken dienen und auch nicht erforderlich sind, 
um das Vorliegen von Einstufungsmerkmalen auf- 
zuklären. Letztlich werden wir, wenn solche Miß- 
bräuche kommen, den Antragsteller sofort bitten, 
das Bundesaufsichtsamt davon in Kenntnis zu setzen, 
damit nachgefaßt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Keine weiteren Zusatzfragen. Vielen Dank. 

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Weigl auf: 

Wird die Bundesregierung eine Änderung des Stabilitätsge- 
setzes in dem Sinn vorsdilagen, daß bei künftigen konjunk- 
turpolitischen Maßnahmen Haushaltskürzungen in strukturell 
benachteiligten Gebieten unterbleiben bzw. bei notwendigen 
Aufschwunginaßnahmen diese Gebiete besonders gefördert 
werden? 

Bitte, Herr Staatsekretär! 
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Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Bundesregierung erwägt zur Zeit keine Ände- 
rung des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft. Eine zwingende Not- 
wendigkeit für strukturschwächere Regionen, eine 
gesetzliche Ausnahme bei konjunkturpolitischen 
Maßnahmen gemäß § 6 Abs. 1 und 2 des Stabilitäts- 
gesetzes vorzunehmen, hält sie auch nicht für ge- 
geben. Den Belangen dieser Gebiete kann auch ohne 
gesetzliche Regelung entsprochen werden und ist 
bisher schon Rechnung getragen worden. Auch nach 
den von der Bundesregierung beschlossenen und 
vom Konjunkturrat für die öffentliche Hand gebil- 
ligten Grundsätzen für die Abstimmung der Förde- 
rungsmaßnahmen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden in der regionalen und sektoralen Struk- 
turpolitik ist bereits vorgesehen, bei der konjunk- 
turpolitischen Maßnahme strukturpolitische Er- 
fordernisse zu berücksichtigen. Der Bund hat diese 
Grundsätze stets beachtet. 

Die strukturpolitischen Akzentuierungen der Kon- 
junkturpogramme des Jahres 1967 und die weit- 
gehende Schonung der regionalen Förderungsmittel 
bei Haushaltssperren zeigen dies sehr deutlich. Die 
Bundesregierung wird an diesen bewährten Prin- 
zipien auch in Zukunft festhalten und die Belange 
strukturschwächerer Regionen gebührend berück- 
sichtigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage. 

Weigl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die Sperre eines Teiles der Mittel aus 
dem regionalen Förderungsprogramm in diesem 
Haushaltsjahr eben aus konjunkturpolitischen Grün- 
den in einzelnen Bundesländern dazu geführt hat, 
daß die vorbereiteten Bewilligungsbescheide für 
einen großen Teil der Anträge umgearbeitet werden 
mußten, also eine zeitliche Verzögerung bei der 
Vergabe von Bauaufträgen usw. um viele Monate 
entstanden ist? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Natürlich sind durch die restriktive Haushalts- 
führung und durch die Sperre gewisse Verzögerun- 
gen eingetreten. Aber zu der Zeit, als wir das durch- 
führten, war die Konjunktursituation nicht so, wie 
sie jetzt ist. Wenn Sie das Ganze sehen, so handelt 
es sich dabei insgesamt um 19 Millionen DM, die 
noch nicht gesperrt worden sind. Ich würde es aber 
nicht für richtig halten — das sage ich Ihnen ganz 
offen — , bei Beachtung aller Merkmale, die Sie hier 
vorgetragen haben, wenn wir jetzt im Dezember 
diese 19 Millionen DM noch für 1971 freigäben. 
Das würde zu völlig falschen Schlüssen führen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage, Herr Abgeord- 
neter. 


Weigl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, meine 
Frage bezog sich in erster Linie darauf, daß bei der 
Sperre von Mitteln z. B. im regionalen Förderungs- 
programm vielfach die vorbereiteten Anträge für 
das gesamte Programm umgearbeitet werden müs- 
sen, weil Kürzungen vorzunehmen sind, und daß 
dadurch zeitliche Verzögerungen eintreten, die doch 
sicherlich auch nicht von der Bundesregierung ge- 
wünscht sein können. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Das ist absolut richtig, Herr Kollege. Nur bitte ich 
noch einmal zu berücksichtigen: Wenn Sie einen 
Haushalt in diesem Hause verabschiedet haben, 
wird jedes Ressort gemäß des Haushaltsansatzes ver- 
suchen, die Planungen zu machen. Sind Sie dann im 
Laufe des Jahres gezwungen, diesen Haushalt an- 
ders zu fahren als vorgesehen, lassen sich leider 
solche Erscheinungen, wie Sie sie hier haben, nicht 
vermeiden. Dies ist ein Tatbestand, den wir zwar 
mit Schmerzen zur Kenntnis nehmen müssen, der 
aber gar nicht zu umgehen ist, wenn mitten im 
Haushaltsjahr ein anderes Fahren vorgeschrieben 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten Weigl 
auf: 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Wirtsdiaft und Finan- 
zen oder das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft eine grö- 
ßere Zahl von Anträgen auf Gewährung von Investitions- 
zulagen mit dem Vermerk „im Benehmen mit dem Bayer. Wirt- 
schaftsininisterium" abgelehnt haben, obwohl diese Anträge vom 
bayerisdien Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr aus- 
drücklich befürwortend vorgelegt worden sind? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
ist dafür verantwortlich, daß Anträge auf Erteilung 
von Investitionszulagenbescheinigungen nach bun- 
deseinheitlichen Gesichtspunkten beschieden wer- 
den. Daher kann es in Einzelfällen Vorkommen, daß 
er einen Antrag ablehnen muß, der von einem Lande 
befürwortet worden ist. 

In aller Regel wird in solchen Fällen nicht auf 
das Benehmen mit dem Land hingewiesen, um mög- 
liche Mißverständnisse auszuschließen. Sollte es 
passiert sein, daß wir sozusagen das Land mit ein- 
geschlossen haben, bin ich dafür selbst verantwort- 
lich. Ich bitte nachträglich um Entschuldigung. Das 
soll in Zukunft nicht mehr Vorkommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage. 

Weigl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung die Definition des Begriffes „volks- 
wirtschaftlich besonders förderungswürdig" durch 
eine Novellierung des Investitionszulagengesetzes 
präzisieren, damit die in meiner Frage angespro- 
chenen Schwierigkeiten nicht mehr auftreten kön- 
nen, daß das Land oder der Bund eine andere Be- 
urteilung abgibt? 
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Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich kann Ihre Anregung zunächst nur zur Kenntnis 
nehmen. Welche Schlüsse wir daraus ziehen, weiß 
ich nicht. 

Sie wissen, daß wir in der Frage des Investitions- 
zulagengesetzes andere Tatbestände haben, nach 
denen der Termin ausläuft und nach denen wir 
jetzt das Zonenrandförderungsgesetz berücksich- 
tigen müssen. Ich will Ihre Anregung überprüfen 
und werde Sie von der Entscheidung gerne schrift- 
lich oder mündlich unterrichten. 

Vizepräsident Dn Schmitt- Vockenhausen : 

Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Horn auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Hansen auf. — Der Abgeordnete hat um schriftliche 
Beantwortung seiner Frage gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Sperling auf: 

Weldie Antwort hat die Bundesregierung dem Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats der „Deutschen Airbus-GmbH" auf seinen am 
15. Juli 1971 an Bundesminister Sdiiller gerichteten Brief be- 
züglich der Entwicklungs-, Serien- und Absatzfinanzierung dos 
„Airbus" erteilt? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Sperling, Herr Minister Schiller hat 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden der „Deutschen Air- 
bus-GmbH" am 3. August 1971 eine sorgfältige Prü- 
fung aller Vorschläge und Anträge zu dem Pro- 
grammplan des Airbusses zugesagt. Er hat darauf 
hingewiesen, daß der Programmplan leider verzö- 
gert vorgelegt wurde und mit der beantragten Aus- 
weitung des Entwicklungsprogramms auf Sonder- 
version ein neues Problem in das Projekt eingeführt 
worden sei. 

Ich darf hinzufügen, daß die Prüfung des Pro- 
grammplans seit einiger Zeit abgeschlossen ist, bitte 
aber um Verständnis, daß das Ergebnis im einzel- 
nen noch nicht bekanntgegeben werden kann, da 
über entsprechende Entscheidungen der Bundes- 
regierung erst Mitte Dezember im Kabinettsaus- 
schuß für Luft- und Raumfahrt beraten werden soll. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist zu 
befürchten, daß auf Grund des veränderten Pro- 
grammplans unter Umständen der deutsche Höchst- 
anteil für den Airbus überschritten werden muß? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Das hängt von der Entscheidung ab, die hinsichtlich 
der Weiterentwicklung getroffen wird. Man muß 


dann aber auch berücksichtigen, in welchem Punkt 
der Programmplan erweitert wird und in welchem 
nicht. 

Wenn eine Erweiterung erfolgen sollte und dieser 
Erweiterung dann zugestimmt wird — das sind aber 
alles hypothetische Voraussetzungen — , ist es 
durchaus möglich, daß sich daraus gewisse Konse- 
quenzen ergeben können. Das können wir aber 
nicht allein bestimmen. Sie wissen, daß hier auch 
außenpolitische Fragen mit hineinspielen; denn bei 
diesem Projekt besteht eine Zusammenarbeit zwi- 
schen Frankreich und Deutschland. Deshalb möchte 
ich das heute nicht mit Ja oder Nein beantworten, 
sondern erst dann, wenn die Dinge ausführlich ge- 
prüft worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, würde 
die Erweiterung des Programmplans unter Umstän- 
den ein freudiges Lächeln bei mittleren Betrieben 
hervorrufen können? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Das kann ich im Augenblick nicht übersehen, weil 
ich die Entscheidung noch nicht kenne. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wörner. 

(D) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
angesichts der bekannten Meinungsverschieden- 
heiten in der Regierung selbst und angesichts der 
Skepsis, die sich aus den Fragen des Kollegen hin- 
sichtlich des Willens der Regierungsfraktionen er- 
gibt, frage ich Sie: Ist die Bundesregierung bereit, 
die in dem deutsch-französischen Abkommen an- 
gegebenen und eingegangenen Verpflichtungen in 
vollem Umfang einzuhalten? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Wörner, Sie unterstellen Tatbestände, 
die ich nicht bestätigen kann. Auf Grund dieser 
Unterstellung von Tatbeständen stellen Sie eine 
Frage, die im Augenblick gar nicht zur Debatte steht. 

Wir werden uns jedenfalls an unsere Verpflich- 
tungen, die wir mit den Franzosen eingegangen 
sind, halten. Änderungen könnten, wenn sie erfol- 
gen sollten, nur im völligen gegenseitigen Einver- 
ständnis erfolgen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Damm. 

Damm (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
man und darf insbesondere auch die deutsche 
Öffentlichkeit davon ausgehen, daß die Bundes- 
regierung ebenso wie die französische Regierung 
hinter dem Airbus-Programm steht und nun in 
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Damm 

Kürze — nachdem Sie gesagt haben, Mitte Dezem- 
ber solle entschieden werden — grünes Licht für den 
Airbus gibt, so daß alle beteiligten Firmen endlich 
wissen, woran sie sind, und z. B. nicht Entlassungen 
in Firmen vorgenommen werden müssen, die auf 
den Airbus rechnen, und später, wenn es losgehen 
soll, die heute noch vorhandenen qualifizierten 
Kräfte fehlen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Auch hier sind einige Tatbestände unterstellt, die 
nicht richtig sind. Die Firmen, die mit dem Airbus 
bisher beschäftigt sind, haben bis zur Stunde klar 
gewußt, wohin die Regierung will. Wenn hier die 
Regierung einen Ad-hoc-Ausschuß eingesetzt hat, 
um die Dinge noch einmal zu untersuchen, kann 
daraus keinesfalls geschlossen werden, daß dieser 
Ad-hoc-Ausschuß von vornherein zu einem nega- 
tiven Ergebnis kommen wird. Wenn es in der 
Öffentlichkeit darüber Diskussionen gegeben hat, 
dann ist zu allerletzt die Bundesregierung schuld. 
Es gibt eine Reihe von Verbänden — aus der Flug- 
zeugindustrie und andere — , die sich dazu ge- 
äußert haben, und solche Äußerungen gegen natür- 
lich nicht ungesehen an allen Entwicklung vorbei. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär, kann die 
Öffentlichkeit und können insbesondere die Steuer- 
zahler in der Bundesrepublik davon ausgehen, daß 
dieses Projekt dann und nur dann fortgesetzt wird, 
wenn dabei ein marktfähiges Produkt entsteht, und 
auf diese Weise verhindert wird, daß sinnlos Steuer- 
gelder verschleudert werden? 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Steuerzahler der Bundesrepublik können davon 
ausgehen, daß ihr Geld so angelegt wird, daß etwas 
Nützliches in diesem Land getan wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Ich rufe die nächste Frage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Sperling auf, die Frage 36: 

Auf welche Weise hat die Bundesregierung eine umfassende 
Kontrolle über die sachgerechte Verwendung von Haushalts- 
mitteln durch die „Deutsche Airbus-GiiibH" sidicrgestellt? 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Sperling, die Kontrolle über die sach- 
gerechte Verwendung der Haushaltsmittel durch die 
Deutsche Airbus-GmbH ist im Zuwendungsbescheid 
an die Deutsche Airbus-GmbH vom 3. Februar 1971 
ausführlich vertraglich geregelt. Sie entspricht den 
geltenden haushaltswirtschaftlichen Vorschriften 
und sieht unter anderem auch eine Einschaltung des 
Rechnungshofes vor. Hinsichtlich der Kostenkon- 
trolle findet das Preisprüfungsrecht für das öffent- 
liche Auftragswesen entsprechende Anwendung. Es 
wird auf der Basis einer Kostenerstattung mit 


Höchstbegrenzung abgerechnet, wobei die Industrie 
10®/o der Kosten selbst zu tragen hat. Abgesehen 
von dem Verwendungsnachweis durch die Deutsche 
Airbus-GmbH findet eine umfangreiche Programm- 
fortschrittsüberwachung statt. Die laufende Über- 
wachung ist im deutsch-französischen Regierungs- 
vertrag den Dienststellen des französischen Armee- 
ministeriums übertragen. Ferner prüft ein von der 
Regierung eingesetzter deutsch-französischer Exe- 
kutivausschuß regelmäßig Programmfortschritt und 
Kostenanfall. Durch diese vertraglich vereinbarten 
Kontrollmaßnahmen ist eine sachgerechte Verwen- 
dung der Haushaltsmittel gewährleistet. Wir haben 
keinen Grund zu Beanstandungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, wird 
sich die Kontrolle auch darauf richten, ob Haus- 
haltsmittel etwa als Werbungskosten eingesetzt 
wurden und ob diese Werbungskosten ernsthafte 
oder weniger ernsthafte Optionen eingebracht 
haben? 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Kontrolle bezieht sich selbstverständlich auch 
auf die Werbungskosten. Jetzt schon festzustellen, 
ob die Optionen und die Werbungskosten in einer 
richtigen Relation stehen, halte ich für völlig ab- 
wegig. Denn eine Option hat so viel Schwierig- 
keiten in sich, daß man nicht schon jetzt, wenn für 
die Option geworben wird, sagen kann, ob die 
Kosten sachgerecht oder nicht sachgerecht sind. 
Ohne Werbungskosten erreichen Sie natürlich gar 
keine Optionen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Sosehr ich das einsehe, Herr 
Staatssekretär, würde ich doch gern wissen, ob an- 
gesichts der Veränderung im Währungssystem die 
Optionen, die schon abgegeben worden sind, hin- 
sichtlich ihrer Qualität noch ebenso eingeschätzt 
werden können wie vorher. 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Soweit sich das auf den europäischen Raum bezieht, 
absolut. Inwieweit das auf Amerika zutrifft, muß 
abgewartet werden. Aber auch hier ist alles im 
Fluß. Hier bestehen noch keine endgültigen Tatbe- 
stände. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Bundeskanzler Brandt bei seinem Treffen mit Staats- 
präsident Pompidou auf dieses Projekt angespro- 
chen worden, und wie hat er sich gegebenenfalls 
dazu geäußert? 
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^ ^ Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Herr Kollege, diese Frage steht nicht in dem gefor- 
derten Zusammenhang mit der eingebrachten Frage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. Ich überlasse 
Ihnen, Herr Staatssekretär, die Beantwortung. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich bin gern bereit, die Frage, soweit ich Kenntnis 
davon habe, zu beantworten. Ich glaube nicht, daß 
Staatspräsident Pompidou Bundeskanzler Brandt bei 
der letzten Unterhaltung auf diese Frage angespro- 
chen hat; denn in dem Bericht, den der Bundeskanz- 
ler über diese Reise im Kabinett gegeben hat, hat 
er die Frage des Airbusses nicht erwähnt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter Damm, Sie wollten noch eine 
Zusatzfrage stellen. Bitte! 

Damm (CDU/CSU): Ich werde mir Mühe geben, 
mich bei meiner Zusatzfrage an den gegebenen Tat- 
bestand zu halten. 

Herr Staatssekretär — - wenn ich das als Einlei- 
tung sagen darf, Herr Präsident — , ich habe mit 
großer Genugtuung Ihre Ausführungen auf die 
Frage 36 gehört, daß sich die Bundesregierung näm- 
lich sehr große Mühe gebe, die sachgemäße Kon- 
trolle der Haushaltsmittel sicherzustellen. Ich möchte 
Sie in diesem Zusammenhang fragen, ob die Bun- 
desregierung die Meinung teilt, daß bei der Kon- 
trolle der Haushaltsmittel auch in Rechnung ge- 
stellt werden muß, daß die Förderung des Airbusses 
mit öffentlichen Mitteln die deutsche Technologie 
und den technologischen Fortschritt in Deutschland 
sicherstellen oder jedenfalls unterstützen kann und 
daß es für die Verteidigungsfähigkeit der Bundes- 
republik Deutschland notwendig ist, daß sich die 
deutsche Luftwaffe auf eine deutsche Luftfahrtindu- 
strie abstützen kann, ohne die sie z. B. die Industrie- 
wartung ihrer Flugzeuge nicht gewährleisten kann? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Herr Kollege Damm, der zweite Teil der Zusatz- 
frage steht sicher nicht mehr in dem erforderlichen 
Sachzusammenhang mit der Hauptfrage. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Auf den zweiten Teil würde ich auch nicht antwor- 
ten wollen: Aber was den ersten Teil Ihrer Zusatz- 
frage betrifft, so können Sie versichert sein, daß das 
bei der Bewilligung dieser Mittel überhaupt die 
Ausgangsbasis war und selbstverständlich auch bei 
der Kontrolle eine Ausgangsbasis ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Die Fragen 37 und 38 des Abgeordneten Dr. Häfele 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be- 
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge- 
druckt. 

Die Frage 39 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun- 
schweig) wird ebenfalls schriftlich beantwortet, da 


der Fragesteller nicht anwesend ist. Auch die Ant- 
wort auf diese Frage wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 40 und 41 des Abgeordneten 
Wolfram auf: 

Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß angesichts 
des Mangels an Betriebsprüfern der Finanzämter auch die seit 
langem defizitären öffentiidien Nahverkehrsbetriebe, die zudem 
noch einer besonderen Prüfungspflicht durch die zuständigen 
Gemeindeprüfungsämter unterliegen, steuerlich geprüft werden? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, diese Prüfung 
wegfallen zu lassen? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Die Entscheidung darüber, welche Unternehmen 
steuerlich geprüft werden sollen, treffen die Länder 
im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit 
zur Durchführung der Steuergesetze. Die Behörden 
der Landesfinanzverwaltung üben ihr Ermessen im 
allgemeinen in der Weise aus, daß solche Unterneh- 
men nicht geprüft werden, deren Prüfung weder die 
Klärung von Rechtsfragen noch ein steuerliches 
Mehr- oder Minderergebnis erwarten läßt. 

Die genannten Voraussetzungen treffen auf 
öffentliche Nahverkehrsbetriebe nur bedingt zu. Er- 
fahrungsgemäß führen Betriebsprüfungen bei Nah- 
verkehrsbetrieben häufig zu steuerlichen Mehr- 
ergebnissen. Es handelt sich dabei nicht nur um Er- 
tragsteuern, sondern auch um ertragsunabhängige 
Abgaben, wie z. B. Umsatz- oder Vermögensteuer. 

Die Prüfungspflicht der Gemeindeprüfungsämter 
umfaßt zwar steuerliche Vorgänge; der Schwerpunkt (D) 
dürfte jedoch im Bereich haushalts- und dienstrecht- 
licher Vorschriften liegen, so daß die steuerliche Be- 
triebsprüfung nicht überflüssig wird. 

Die Bundesregierung sieht daher zur Zeit keine 
Möglichkeit, die steuerliche Betriebsprüfung bei 
öffentlichen Nahverkehrsbetrieben wegfallen zu 
lassen, zumal hierdurch für andere — ebenfalls zeit- 
weilig notleidende — Wirtschaftszweige Berufungs- 
fälle geschaffen würden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Zu einer Zusatzfrage Herr Abgeordneter Wolfram. 

Wolfram (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
eine Möglichkeit, den Länderfinanzministern zu 
empfehlen, dort, wo nachweislich defizitäre Ergeb- 
nisse vorliegen, von Prüfungen abzusehen, einfach 
um auch Raum für wichtigere, vorrangigere Prüfun- 
gen in anderen Bereichen zu haben? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 

Eine solche Möglichkeit sehe ich nicht, und ich würde 
auch nicht dazu raten. Sie wissen, daß wir gerade 
dabei sind, auf dem Weg über das Mineralölsteuer- 
gesetz wieder gewisse Zuwendungen an die öffent- 
lichen Nahverkehrsbetriebe durchzusetzen. Ich halte 
es deshalb für unsere Pflicht, diese Prüfungen nach 
wie vor durchzuführen, um auch gewisse Tatbe- 
stände, die von den Kommunen bisher teilweise 
ignoriert werden, aufzudecken. 
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Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen : 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. Böhme 
auf: 

Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Steuerrechtskommission 
im Bereich der EWG der Mehrwertstcuertarif in der Bundes- 
republik Deutschland bis 1980 stufenweise angehoben werden 
soll, und zwar bis zwischen 15,5 und 17,5 “/o, und bejahenden- 
falls, welches Gremium hat einen solchen Bcsdiluß gefaßt? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ein solcher Beschluß besteht nicht. Er könnte ge- 
mäß Art. 99 Abs. 2 des EWG-Vertrags im Rahmen 
der weiteren Harmonisierung der Umsatzsteuern im 
Gemeinsamen Markt nur einstimmig vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaften auf Vorschlag der 
Kommission gefaßt werden. Nach Art. 4 der ersten 
Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern 
vom 11. April 1967 ist die Kommission verpflichtet, 
dem Rat Vorschläge zur Aufhebung der sogenann- 
ten Steuergrenzen bei der Umsatzsteuer zu unter- 
breiten. In diesem Zusammenhang wird auch die 
Frage einer Annäherung der Steuersätze der Mit- 
gliedstaaten zur Sprache kommen. Die Kommission 
hat ihre Vorschläge dem Rat bisher noch nicht vor- 
gelegt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Keine Zusatzfrage. 

Dann kommen wir zur Frage 43 des Abgeord- 
neten Dr. Böhme: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die jährlichen Steuer- 
mehrcinnahmen für jedes Prozent, um das der Mehrwert- 
steuertarif angehoben wird? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Diese Frage entfällt dadurch. 

Vizepräsident Dr« Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Kollege, die Schätzung ist doch möglich, un- 
abbhängig davon, ob die Erhöhung eingeführt wird 
oder nicht. 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ja, die Frage entfällt nicht. Ich bitte um Entschuldi- 
gung, Herr Präsident! 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die jährlichen Steuermehreinnahmen würden bei 
einer Anhebung des allgemeinen Steuersatzes der 
Umsatzsteuer je Prozentpunkt rund 4 Milliarden 
DM betragen. Bei den Berechnungen ist entspre- 
chend den Überlegungen zur Steuerreform von den 
Wirtschaftstatbeständen des Jahres 1974 ausgegan- 
gen worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine Zusatzfrage. 


Dr. Böhme (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
im Rahmen der Harmonisierung der Steuervorschrif- 
ten innerhalb der EWG daran gedacht, bei einer 
Berücksichtigung dieses Vorschlages — nicht des 
Beschlusses, aber des Vorschlages — die jetzt gel- 
tenden Sätze in der Steuerreform wieder herabzu- 
setzen, oder soll es dabei bleiben? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Die Bundesregierung hat hier völlig freie Hand be- 
halten, um dabei nicht von vornherein ins Rut- 
schen zu kommen. Um jeden Eindruck, wir wollten 
uns diesen Vorschlägen anschließen, zu vermeiden, 
beteiligt sich die Bundesregierung an den Unter- 
suchungen in der EWG gar nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Die letzte Zusatzfrage. 

Dr. Böhme (CDU/CSU): Läßt diese Antwort, 
Herr Staatssekretär, nicht auch den Schluß zu, daß 
die Schätzungen der Bundesregierung in bezug auf 
den Verbrauch an Steuermitteln vielleicht höher lie- 
gen, als man im Augenblick erkennen kann, und 
daß Sie sich deshalb nicht binden wollen? 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Nein, diesen Schluß läßt die Antwort keinesfalls zu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Ich rufe Frage 44 des Herrn Abgeordneten Mancher 
auf: 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung im Wege der Ver- 
ordnung festgelegt hat, daß die Befreiung von der Mehrwert- 
steuer für Essensmarken in den Kantinen des Bundes, der Län- 
der und Gemeinden ab 1. Januar 1972 wegfällt? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Kollege Mancher, es trifft zu, daß die Kantinen- 
zuschüsse der Verwaltungen in ihrer gegenwärtigen 
Form ab 1. Januar 1972 der Umsatzsteuer zu unter- 
werfen sind. Dies geht nicht auf eine Verordnung 
zurück, sondern auf ein Schreiben meines Hauses 
an die obersten Finanzbehörden der Länder. 

Dieses Schreiben beruht auf einer gemeinsamen 
Entschließung der Umsatzsteuerreferenten des Bun- 
des und der Länder und hat die Bedeutung eines 
Erlasses. Es korrigiert eine umstrittene und nicht 
mehr vertretbare umsatzsteuerliche Behandlung der 
Zuschüsse aus öffentlichen Kassen, die auch zu der 
bisherigen Freistellung der Kantinenzuschüsse von 
der Umsatzsteuer geführt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Keine Zusatzfrage. Ich rufe dann Frage 45 des Ab- 
geordneten Mancher auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, um mehr soziale Gereditig- 
keit nidit ins Gegenteil umzukehren, ebenso festzusetzen, daß 
die Zuschüsse für die Essensmarken entsprechend erhöht wer- 
den, um Preiserhöhungen dadurch zu vermeiden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Hermsdorfir' Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Eine Erhöhung des Essenszuschusses allein um 10 Pf 
würde den Haushalt des Bundes — einschließlich 
Bahn und Post — mit zirka 6,5 Millionen DM jähr- 
lich belasten. Eine Erhöhung dieses Zuschusses 
würde sich deswegen schwierig gestalten, weil die 
unterschiedliche umsatzsteuerrechtliche Behandlung 
der Essenszuschüsse in Regiekantinen, Pächterkan- 
tinen und Vertragsgaststätten zu einer Ungleichbe- 
handlung der Bediensteten führen würde, die in den 
genannten Kantinen oder Gaststätten speisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-VocJienhausen: 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Mancher. 

Maudier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, das 
heißt also, daß praktisch die Verbraucher die auf 
Grund des Erlasses sich ergebenden Erhöhungen 
tragen müssen. 

Hermsdorf r Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Zum Teil haben Sie recht. Aber ich habe auch hier 
nachgewiesen, warum die Regierung diese Haltung 
einnehmen muß. Und die Anhebungen sind so 
lächerlich, daß man von einer starken Belastung 
der Verbraucher durch die Erhöhungen nicht spre- 
chen kann. 

Vizepräsident Dr« Schmitt- Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Mancher (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Erlaß nicht in erster Linie dadurch begründet, daß 
man den Vorwurf der ungleichen Behandlung der 
Wirtschaft gegenüber diesem Bereich erhoben hat? 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ja, das ist richtig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage, Herr Kollege Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie einmal sagen, wann der Essens- 
zuschuß zum letztenmal erhöht wurde und um wie- 
viel er erhöht wurde? 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Kollege, die Frage steht natürlich nicht mehr 
in dem erforderlichen unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Ausgangsfrage. Aber wenn Sie dennoch 
antworten wollen, Herr Staatssekretär, bitte! 

Hermsdorfr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Wenn ich es richtig sehe, ist der Essenszuschuß das 
letztemal in der Jahresmitte 1970 erhöht worden; 
ich weiß aber jetzt nicht genau, in welcher Höhe. 
Ich bin auf diese Frage nicht vorbereitet. 


Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Zu welchen Mehrbelastungen führen die Eckwertbeschlüsse 
der Bundesregierung zur Einkommensteuer für die Eigentümer 
von eigengenutzten Eigenheimen, Kleinsiedlungen und Eigen- 
tums Wohnungen? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorfir Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Herr Niegel, die von der Bundesregierung im Rah- 
men der Steuerreform vorgesehene Neubewertung 
des Nutzungswertes der selbstgenutzten Wohnun- 
gen in eigenen Einfamilienhäusern sowie der Klein- 
siedlungen und Eigentumswohnungen führt für den 
betroffenen Personenkreis trotz des Ansatzes der 
um 40 V, H. erhöhten Einheitswerte von 1964 nur 
zu maßvollen Mehrbelastungen. Das wird durch die 
Senkung des anzusetzenden Vomhundertsatzes von 
3 bzw. 3,5 V. H. auf 1,5 v. H. sowie durch die Mög- 
lichkeit, die Schuldzinsen weiterhin vom Nutzungs- 
wert abzuziehen, deutlich. Daß die Belastungen 
nicht hoch sind, können Sie auch daran sehen, daß 
die Mehrbelastungen der Eigentümer 1974 ins- 
gesamt 55 Millionen DM bei rund 7 Millionen Eigen- 
heimbesitzern betragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU): Wenn sich Herr Staatssekre- 
tär, der Eigentümer eines Eigenheimes, einer Klein- 
siedlung oder Eigentumswohnung bereits weit- 
gehend entschuldet hat und nicht mehr allzu hohe 
Schuldzinsen zahlen muß, führt das dennoch zu 
einer erheblichen Mehrbelastung, 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Ich würde auch in diesem Fall nicht sagen, daß das 
zu einer erheblichen Mehrbelastung führt. Ich sage 
noch einmal: bei einem Gesamtbetrag von 55 Mil- 
lionen DM und 7 Millionen Eigenheimbesitzern 
kann man sich leicht ausrechnen, wie gering die 
Belastung sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Ich rufe die Frage 47 des Herrn Abgeordneten Büch- 
ner auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der am 24. November 
1971 ausgegebenen und am selben Tage ausverkauften Reidis- 
gründungsmünze zu 5 DM untersdiiedlidie Verteilungsmodali- 
täten praktiziert wurden, die zu untersdiiedlidier Versorgung 
der interessierten Bevölkerung führten, so daß z. B. mehrere 
Zweigstellen von Speyerer Instituten keine Sondermünzen ab- 
gaben und bei den Speyerer Banken und Sparkassen bereits 
nach zwei Stunden keine Münzen mehr erhältlich waren? 

Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Auch hier bitte ich, wenn der Kollege Büchner da- 
mit einverstanden ist, darum, beide Fragen zusam- 
men beantworten zu dürfen. 



9054 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Dezember 1971 


Vizepräsident Dr* Schmitt- Vockenhausen : 

Der Herr Fragesteller ist damit einverstanden. Dann 
rufe ich noch die Frage 48 des Herrn Abgeordneten 
Büchner auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen Sondermünzen 
die Auflagenhöhe nidit mehr bekanntzugeben, um auf diese 
Weise Spekulationen auszusdiließen und bei Bedarf weitere 
Münzen prägen lassen zu können? 

Bitte! 

Hermsdorf, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen: 
Auf die Münzverteilung nimmt die Bundesregierung 
keinen Einfluß. Die Sonderprägungen werden — wie 
alle gesetzlichen Zahlungsmittel — von der Deut- 
schen Bundesbank „nach Maßgabe des Bedürfnisses 
in den Verkehr gebracht". Das ist der berühmte § 8 
Abs. 1 des Scheidemünzengesetzes. Die Verteilung 
erfolgt über die Landeszentralbanken an inländische 
Kreditinstitute nach einem Verteilerschlüssel, der 
auf die Bevölkerungszahl abgestellt ist. 

Ich schließe jetzt die Antwort auf Ihre Frage 2 
an. Die Bundesregierung ist bereit, bei künftigen 
Gedenkmünzen die Auflagenhöhe nicht mehr be- 
kanntzugeben. Der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen hat angeregt, in Zukunft die jeweilige 
Auflagenhöhe einer Gedenkmünze zunächst offen- 
zulassen. In der amtlichen Bekanntmachung und in 
entsprechenden Presseveröffentlichungen soll aus- 
drücidich darauf hingewiesen werden, daß die Auf- 
lagenhöhe „nach Bedarf festgesetzt wird". Dadurch 
soll der Münzspekulation begegnet werden. Der 
Zentralbankrat hat sich mit dieser Neuregelung 
einverstanden erklärt. Dementsprechend soll sich 
nach Abschluß der Olympiamünzenprägung die Auf- 
lagenhöhe von 5-DM-Gedenkmünzen an der Nach- 
frage orientieren. Die Ausprägung der Olympia- 
münzen wird noch bis Mitte 1972 dauern. Die ange- 
kündigte Neuregelung kann daher erstmalig bei der 
Ausgabe der 5-DM-Gedenkmünze „Albrecht Dürer" 
im Herbst 1972 wirksam werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, insbesondere 
auch für die letzte Antwort, die viele Kollegen in- 
teressieren wird, da an vielen Orten ähnliche Kritik 
geübt wird. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen- 
tarische Staatssekretär Westphal zur Verfügung. 
Da ich den Herrn Kollegen Spitzmüller im Augen- 
blick nicht sehe, werden die Fragen 81 und 82 
schriftlich beantwortet. Das gleiche gilt für die 
Frage 83 der Abgeordneten Frau Griesinger. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 84 des Herrn Kollegen Storm 
auf: 

Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine ge- 
nauere Kontrolle von Lebensmittelbetrieben hinsiditlidi der 
Sauberkeitsvorschriften des Lebensmittelgesetzes? 

Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 


heit; Herr Kollege Storm, für Maßnahmen, die der 
Intensivierung der amtlichen Kontrolltätigkeit 
dienen, sind die Länder zuständig. Die Bundesregie- 
rung hat somit keinen unmittelbaren Einfluß auf 
eine in personeller Hinsicht verstärkte und in ihrer 
Häufigkeit intensivierte Überwachung der Lebens- 
mittelbeiriebe auf Sauberkeit und Hygiene. Das dem 
Bundestag vorliegende Gesetz zur Gesamtreform 
des Lebensmittelrechts soll jedoch den Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit in die Lage 
versetzen, die Anforderungen an die Hygiene in 
Lebensmittelbetrieben bundeseinheitlich zu gestal- 
ten. Ferner ist zur Förderung einer einheitlichen 
Durchführung der Überwachung in diesem Gesetz 
eine Ermächtigung vorgesehen, Vorschriften über 
die personelle, apparative und sonstige technische 
Ausstattung von Untersuchungsanstalten erlassen 
zu können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Storm (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, sich bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mit den Ländern in Verbindung zu 
setzen, um unerträgliche Zustände, die hier und da 
Vorkommen, abzustellen? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Storm, dies hängt sehr eng mit Ihrer 
zweiten Frage zusammen. Darf ich Ihre Frage damit 
im Zusammenhang beantworten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Sie sind einverstanden, Herr Kollege? 

(Abg. Storm: Ja!) 

Bitte, Herr Staatssekretär, dann rufe ich auch die 
Frage 85 auf; 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in jüngster Zeit in 
verstärktem Maße Fälle bekanntgeworden sind, bei denen eine 
Nichteinhaltung der Vorschriften über die zeitliche Haltbar- 
keit von verderblichen Lebensmitteln bekanntgeworden ist, 
und welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Zahl der Fälle zu vermindern? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Beobachtungen, die auf eine zunehmende Nicht- 
beachtung der einschlägigen Vorschriften hindeuten, 
sind von den zuständigen obersten Landesbehörden, 
die für die Lebensmittelüberwachung zuständig sind, 
bisher nicht mitgeteilt worden. In diesem Zusammen- 
hang sollte nicht übersehen werden, daß für einzelne 
Lebensmittel Übergangsregelungen bestehen, die 
noch nicht ausgelaufen sind. Demzufolge sieht die 
Bundesregierung im gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
Möglichkeit, im Benehmen mit den zuständigen 
obersten Landesbehörden besondere Maßnahmen zu 
ergreifen. 

Im Sinne Ihrer Zusatzfrage ist die Bundesregie- 
rung selbstverständlich bereit, sich mit den zustän- 
digen obersten Landesbehörden in Verbindung zu 
setzen, wenn bekanntwerdende Einzelfälle dazu 
Veranlassung geben. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: I 

Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 86 des Herrn Abgeordneten 
Flämig auf: 

Nachdem bisher nur einige Bundesländer staatliche Rictitlinien 
für die Ausbildung zum Ältenpfleger erlassen haben und un- 
geklärt ist, ob in einem Bundesland abgelegte Prüfungen für 
Ältenpfleger in einem anderen Bundesland überhaupt anerkannt 
werden, frage ich, ob cs die Bundesregierung für zweckmäßig 
hält, entweder einheitliche Bundesrichtlinien für die Ausbil- 
dung zum Altenpfleger zu erlassen oder — sofern dies wegen 
der föderativen Struktur der Bundesrepublik Deutschland nicht 
angezeigt erscheinen sollte — die Länder zu veranlassen, sich 
auf einheitliche Prüfungsrichtlinicn zu einigen. 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bunciesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Flämig, die Ausbildung für den Beruf 
des Altenpflegers bzw. der Altenpflegerin ist in den 
Bundesländern unterschiedlich geregelt. Der Bundes- 
regierung sind Schwierigkeiten bei der gegen- 
seitigen Anerkennung von Prüfungen nicht bekannt 
geworden. Die Bundesregierung steht zu den Fragen 
der Ausbildungsordnungen für Altenpfleger im Ge- 
spräch mit den obersten Sozialbehörden der Bundes- 
länder. Sofern ihr Schwierigkeiten bekannt werden, 
wird sie Gelegenheit nehmen, diese Fragen mit den 
obersten Sozialbehörden der Länder zu beraten und 
auf eine einheitliche Handhabung hinzuwirken. 

Im übrigen hat der Deutsche Verein für öffent- 
liche und private Fürsorge in Frankfurt/Main Vor- 
schläge für die einheitliche Gestaltung einer Aus- 
bildungsordnung für Altenpfleger erarbeitet, die 
gegenwärtig beraten werden. Die Bundesregierung, 
die an den Beratungen beteiligt ist, bemüht sich um 
eine möglichst einheitliche Regelung der Alten- 
pflegerausbildung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Flämig (SPD): Herr Staatssekretär, kann man 
Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregierung 
durchaus bereit ist, von sich aus — z. B. auf dem 
Wege über das Arbeitsförderungsgesetz — zur 
Schaffung von Anreizen beizutragen, um mehr Leute 
dazu zu bringen, diesen Beruf auch als Zweitberuf 
oder als Erwachsenenberuf zu ergreifen, und da- 
durch den Mangel an Altenpflegern zu beseitigen? 

Westphalv Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Flämig, ich möchte nicht zur Frage der 
Möglichkeit der Förderung über das Arbeitsförde- 
rungsgesetz Stellung nehmen. Das liegt nicht im Zu- 
ständigkeitsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit. Dazu müßte sich der Bun- 
desminister für Arbeit äußern. 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, 
darauf hinzuwirken, daß sich mehr Menschen dem 
Beruf des Altenpflegers widmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Ich rufe die Frage 111 der Abgeordneten Frau von 
Bothmer auf: 

Wie weit sind die bildungspolitischen Pläne der Bundes- 
regierung gediehen, „die Kindergartenstufe als Elementarbcroicb 
in das Bildungssystem einzubeziehen und auszugestalten"? 

Herr Staatssekretär! 


Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit: Frau Kollegin von Bothmer, die Ausbau- und 
Reformplanung für den Elementarbereich, die im 
5. Entwurf des Bildungsgesamtplanes, der jetzt als 
Zwischenbericht der Bund-Länder-Kommission am 
5. November 1971 an die Regierungschefs überge- 
ben worden ist, als gemeinsame Planung von Bund 
und Ländern vorgelegt wurde, entspricht weitge- 
hend den in der Frage angeführten Zielvorstellun- 
gen der Bundesregierung zur Kindergartenstufe. 

Die wichtigsten Zielsetzungen sind: Bis 1980 sol- 
len 70 ^/o der Drei- und Vierjährigen einen Kinder- 
gartenplatz erhalten; die Verantwortung der öffent- 
lichen Hand für die Bereitstellung von Plätzen soll 
verstärkt werden; für den Elementarbereich sollen 
Curricula entwickelt und in Modellversuchen er- 
probt werden; die Ausbildung des Personals soll 
verbessert werden. An der Entwicklung und Er- 
probung von Curricula für den Elementarbereich 
wird mit Unterstützung des Bundes in zahlreichen 
wissenschaftlichen Instituten, z. B. im Deutschen 
Jugendinstitut in München, und in Modellversuchen 
gearbeitet. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird sich im Rahmen einer Reform des 
Jugendwohlfahrtsrechts dafür einsetzen, daß der 
Rechtsanspruch des jungen Menschen auf eine fami- 
lienergänzende Betreuung in Einrichtungen der vor- 
schulischen Erziehung gegenüber dem geltenden Ju- 
gendwohlfahrtsgesetz konkretisiert wird. 

(D) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD); Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, Herr Staatssekretär, gibt es also 
kein direkt dafür zuständiges Institut, das Curricula 
in verbindlicher Form erarbeitet. Oder sind dafür 
vielleicht erst Gesetzesänderungen nötig, damit dem 
Auftrag der bildungspolitischen Planung gemäß die 
so besonders wichtige Elementarstufe möglichst 
schnell auf breiter Grundlage in Angriff genommen 
werden kann und die entsprechenden Curricula, die 
nun verbindlich erarbeitet sind, auch dazu verwen- 
det werden können? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit: Frau von Bothmer, im Gegensatz zu dem schu- 
lischen Bereich, wo es bei der Erarbeitung der Cur- 
ricula in den Instituten noch um die Frage geht, 
wer die Curricula aufstellen soll, auf welcher ge- 
setzlichen Grundlage dies geschehen soll und ob es 
gemeinsam von Bund und Ländern geschehen soll, 
sind wir im Elementarbereich in der vorteilhaften 
Situation, ein Institut auf Bundesebene zu haben, 
das mit Bundesmitteln gefördert wird und auf die- 
sem Gebiet schon tätig ist. Daneben gibt es eine 
ganze Reihe von Instituten, die von sich aus solche 
Fragestellungen aufgegriffen haben. Wir sind zur 
Zeit zusammen mit dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft bemüht, neben der Forcie- 
rung der Curricula-Arbeit im Deutschen Jugend- 



9056 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Dezember 1971 


Parlamentarischer Staatssekretär Westphal 

Institut auch für eine Koordinierung der Arbeiten 
Sorge zu tragen, die in verschiedenen Instituten an 
ähnlichen Themen geleistet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD): Würden Sie mir nicht 
in gewisser Weise recht geben, daß die Zuständig- 
keit für diesen Bereich unter den Ressorts doch noch 
recht unsicher zu sein scheint, da zum zweitenmal 
eine Frage von mir, die ich zu diesem Bereich stelle, 
zunächst beim Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft ausgedruckt war und 
nun von Ihnen, dem Staatssekretär des Ministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit, beantwortet 
wird? Kommt darin nicht zum Ausdruck, daß selbst 
die Regierung sich hier über die Zuständigkeit nicht 
im klaren zu sein scheint? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit: Frau Kollegin von Bothmer, wenn ich Ihnen 
darauf antworten sollte, müßte ich Kritik an der 
Verteilungsstelle in der Bundesregierung üben. 
Dies möchte ich hier nicht tun. Zwischen dem Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft und 
dem Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat sich auf diesem Gebiet eine sehr 
enge Zusammenarbeit entwickelt. Sie wissen, daß 
die Förderungsmittel z. B. für Curricula-Forschung 
im Etat des Bundesministers für Bildung und Wis- 
' senschaft enthalten sind, während für die gesetz- 
liche Grundlage, das Jugendwohlfahrtsgesetz, das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit seine Zuständigkeit hat. Infolgedessen waren 
wir darauf angewiesen, Zusammenarbeit zu entwik- 
keln. Sie ist vorhanden — ich kann das mit Freude 
hier feststellen — , und wir werden auch dafür sor- 
gen, daß die Stelle, die die Fragen den Ministerien 
zuteilt, darüber unterrichtet ist, wer für den Be- 
reich der Elementarerziehung innerhalb der Bundes- 
regierung zuständig ist. 

Vizepräsident Dr« Schmitt- Vockenhausen : 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staats- 
sekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr Par- 
lamentarischer Staatssekretär Logemann zur Ver- 
fügung. Ich rufe die Frage 49 des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Kempfier auf: 

Warum wurden Ncbenerwerbslandwirte von der Gewährung 
von Bundeszuschüssen zur Förderung forstlicher Vorhaben im 
Rahmen der Möglichkeit zur Verbesserung der Agrarstruktur 
vom 26. Januar 1965 (Fassung vom 1. Januar 1968, Absdinitt VI 
Nr. 20 Abs. 1 a) ausgeschlossen? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Präsident, darf ich die beiden Fra- 
gen des Herrn Abgeordneten Dr. Kempfier im Zu- 
sammenhang beantworten? 


Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Der Fragesteller ist einverstanden. Ich rufe also 
auch die Frage 50 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kempfier auf: 

Erscheint dieser Ausschluß angesichts der Bestrebungen für 
Umweltschutz und Landschaftsgestaltung noch sinnvoll? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Dr. Kempfier, nach den 
genannten Richtlinien sind Nebenerwerbslandwirte 
nicht von der Förderung forstlicher Maßnahmen mit 
Bundesmitteln ausgenommen. Außer den Haupt- 
erwerbsland- und -forstwirten können nämlich nach 
Abschnitt VI Nr. 20 Abs. 1 b auch sonstige Betriebs- 
inhaber und Grundbesitzer Bundeszuschüsse erhal- 
ten, deren Vorhaben wegen der Gemengelage im 
Interesse einer geschlossenen Durchführung der 
Maßnahmen zusammen gefördert werden müssen 
oder deren Vorhaben im Interesse einer gesunden 
Wald- oder Landschaftsstruktur einer Förderung 
bedürfen. Die Regelung beschränkt somit die Förde- 
rung nicht einmal auf Haupt- oder Nebenerwerbs- 
landwirte. Die Richtlinie enthält lediglich die Ein- 
schränkung, daß die Förderung der Besitzfestigung 
oder der Existenzsicherung dienen muß und der 
angestrebte Erfolg ohne Inanspruchnahme dieser 
Mittel nicht erzielt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Zusatzfrage. 

Dr. Kempfier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß gerade bei den 
Nebenerwerbslandwirten ein Zuschuß zur Auffor- 
stung besonders notwendig ist, weil bei den Grenz- 
ertragsböden infolge der Einschränkung der land- 
wirtschaftlichen Tätigkeit eine Bearbeitung nicht 
mehr möglich ist und diese Böden auch nicht zu 
verpachten oder zu verkaufen sind? Glauben Sie 
nicht, daß man die etwas verklausulierte Gewäh- 
rung der Mittel vereinfachen sollte? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten; Ich bin mit Ihnen in der Aussage einig, 
daß wir hierbei auch Nebenerwerbslandwirte för- 
dern sollten. Ich darf aber hinzufügen, daß uns bis- 
her Schwierigkeiten in diesem Zusammenhang be- 
züglich der Richtlinien und der Nebenerwerbsland- 
wirte noch nicht bekanntgeworden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Zusatzfrage. 

Dr. Kempfier (CDU/CSU): Wäre es nicht zweck- 
mäßig, Herr Staatssekretär, die Landwirtschaftsäm- 
ter über die Landesbehörden noch einmal auf diese 
Möglichkeiten für Nebenerwerbslandwirte beson- 
ders aufmerksam zu machen? Denn mir sind Schwie- 
rigkeiten bekannt. 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
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(A) und Forsten: Herr Kollege Dr. Kempfier, das könnte 
man durchaus von meinem Hause anregen. Im übri- 
gen darf ich darauf verweisen, daß ab 1. Januar 1973 
die Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes zu den Gemeinschaftsaufgaben zählen wird. 
Es ist grundsätzlich daran gedacht, die Richtlinien 
dann auch in der bisherigen Form fortzuführen; das 
sind unsere bisherigen Vorstellungen dazu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kempiler (CDU/CSU): Könnte man bei die- 
ser Gelegenheit nicht eine Vereinfachung dieser Be- 
stimmung zugunsten der Nebenerwerbslandwirte 
finden? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Ich bin gern bereit, das prüfen zu las- 
sen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Ich rufe die nächste Frage, die Frage 51 des Herrn 
Abgeordneten Ehnes, auf: 

Welche Getreidemengen, insbesondere Weizen. Gerste, Mais 
und Braumalz wurden bis zum 30. Juni 1971 aus sogenannten 
Altkontrakten ohne Erhebung der jeweiligen Grenzausgleichs- 
betrage in die Bundesrepublik Deutschland eingeführt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Logemaniir Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Ehnes, von den bis zum 
30. Juni 1971 eingeführten Mengen an Getreide und 
Malz sind auf Grund von Altkontakten von der 
Ausgleidisabgabe freigestellt worden: 5228 t Weich- 
weizen, 10 257 t Gerste, 16 631 t Mais, 8255 t Brau- 
malz. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 52 des Herrn Abgeord- 
neten Ehnes auf: 

Weldie Getrcidemengen, insbesondere Weizen, Gerste, Mais 
und Braumalz gelangten nach dem 30. Juni 1971 aus sogenann- 
ten Altkontrakten ohne Erhebung der jeweiligen Grenzaus- 
gleichsbeträge zur Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Die entsprechenden Zahlen für die Zeit 
vom 1. Juli bis zum 31. Oktober 1971 lauten wie 
folgt: 55 970 t Weichweizen, 41 292 t Gerste, 48 278 t 
Mais, 18 616 t Braumalz. Diese Mengen können sich 
noch geringfügig erhöhen — das möchte ich hinzu- 
fügen ■ — , wenn die von der Bundeszollverwaltung 
vorgenommenen Betriebsprüfungen abgeschlossen 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter? 


Ehnes (CDU/CSU); Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß gerade in diesem 
Bereiche das eingeführte Grenzausgleichssystem 
unterwandert worden ist? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Das möchte ich nicht sagen. Denn die 
Altkontrakte waren ja ausgenommen. Ich bin also 
nicht der Meinung, daß das eine Unterwanderung 
ist. Wir müssen die Dinge hier getrennt sehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen : 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Ehnes (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist schon 
schätzungsweise abzusehen, welche Mengen noch 
gemeldet werden? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Das kann man im Augenblick noch 
nicht sagen, weil wir die letzten Zahlen noch nicht 
vorliegen haben. Die Zahlen fehlen noch. Sie sind 
nur für die Zeit bis zum 31. Oktober bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Ich rufe Frage 53 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ahrens auf: 

In welcher Weise wird sichergestellt, daß bei der Ausübung 
des Pferdesports die tierschutzreditlichen Bestimmungen beach- 
tet werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Dr. Ahrens, die Länder 
führen gemäß Art. 83 des Grundgesetzes die Bun- 
desgesetze als eigene Angelegenheit aus. Ihnen ob- 
liegt es daher, sicherzustellen, daß bei der Aus- 
übung des Pferdesports die tierschutzrechtlichen 
Bestimmungen beachtet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Zusatzfrage? — Keine. 

Dann rufe ich die Frage 54 des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Ahrens auf: 

Sind der Bundesregierung Verstöße gegen das Tierschutzgesetz 
bekannt, die in Ausübung des Pferdesports begangen wurden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Bewiesene Verstöße gegen das Tier- 
schutzgesetz, die in Ausübung des Pferdesports be- 
gangen wurden, sind der Bundesregierung bisher 
nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 

Zusatzfrage. 
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Dr. Ahrens (SPD): Herr Staatssekretär, sollte die 
Tatsache, daß auch aus pekuniären Gründen immer 
jüngere Pferde zu immer höheren Leistungen ge- 
bracht werden — was doch sicherlich nur durch 
härtere Dressurpraktiken möglich ist — , nicht die 
Überprüfung solcher Praktiken durch die Tierschutz- 
behörden nahelegen? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Dr. Ahrens, Sie haben 
ja in der Zwischenzeit den Regierungsentwurf eines 
Tierschutzgesetzes, der in § 3 Nr. 1 vorsieht, daß 
einem Tier außer in Notfällen keine Leistungen ab- 
zuverlangen sind, denen es wegen seines Zustandes 
offensichtlich nicht gewachsen ist. 

Ich möchte in Beantwortung Ihrer Frage doch noch 
sagen, daß man, glaube ich, nicht unterstellen kann, 
daß die Pferde aus pekuniären Gründen zu immer 
größeren Leistungen getrieben werden. Man würde 
sich damit doch selbst schädigen. Ich erinnere mich 
auch nicht, daß in der Zwischenzeit die Regeln, 
z. B. beim Turf, irgendwie verändert worden sind.j 
Es hat immer Rennen für Zweijährige und Drei- 
jährige gegeben, und es gibt ebenfalls gewisse Be- 
stimmungen beim Turniersport, die auch hier das 
Alter der in Frage kommenden Pferde mit berück- 
sichtigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Die letzte Zusatzfrage. 

(B) Dr. Ahrens (SPD) -. Herr Staatssekretär, diese 
Dinge sind mir bekannt. Sind Sie der Überzeugung, 
daß die Neuregelung des Tierschutzrechts mit der 
von Ihnen angezogenen Vorschrift eine bessere 


fCl 

Überwachung dieser Dressurpraktiken ermöglichen 
wird? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Dr. Ahrens, das erwarten wir vom 
Tierschutzgesetz. Außerdem ist bei der Beratung 
des Tierschutzgesetzes noch ein Hearing mit allen 
Sachverständigen geplant. Es wird dann Gelegen- 
heit sein, auch diesen besonderen Punkt, den Sie 
hier ansprechen, zu beraten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter Baeuchle hat um schriftliche Be- 
antwortung seiner Frage gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Kiechle hat die beiden von 
ihm gestellten Fragen zurückgezogen. 

Die Fragen des Herrn Abgeordneten Höcherl wer- 
den, da der Fragesteller nicht anwesend ist, schrift- 
lich bantwortet. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Lensing hat die beiden von 
ihm gestellten Fragen zurückgezogen. 

Herr Staatssekretär Logemann, ich danke Ihnen. 
Herr Staatssekretär Börner, ich bedaure, daß ich 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich Ihres Hauses 
nicht mehr aufrufen kann. Wir stehen am Ende der 
heutigen Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 10. Dezember 1971, 

9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.01 Uhr.) 
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Kahn-Ackermann** 11.12. 

(B' Frau Klee" 11.12. 

Krammig 9. 12. 

Kreile 9. 12. 

Kriedemann * 10.12. 

Dr. Dr. h. c. Löhr * 17. 12. 

Looft 17. 12. 

Lücker (München) * 10. 12. 

Memmel * 10.12. 

Müller (Aachen-Land) * 10. 12. 

Dr. Müller (München) ** 11. 12. 

Frau Dr. Orth * 10.12. 

Ott 10. 12. 

Pöhler** 9.12. 

Dr. Reischl * 10. 12. 

Säckl 10. 12. 

Schoettle 17. 12. 

Dr. Schwörer * 10. 12. 

Spilker 10. 12. 

Springorum * 10.12. 

Strauß 10. 12. 

Wehner 10. 12. 

Wiefel 10. 12. 

Baron von Wrangel 10.12. 


Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro- 
päischen Parlaments 

Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten- 
den Versammlung des Europarates 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 9. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Baeuchle (SPD) (Drucksache 
VI/2890 Frage A 55) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die im 
Jahre 1967 aufgehobene Defizithaftung für die landwirtschaft- 
liche Alterskasse zu keinen Nachteilen für die Landwirtschaft 
führt, weil z. B. im laufenden Rechnungsjahr, in dem ein Defi- 
zit von 20 Millionen DM lange nach Verabschiedung des Haus- 
halts errechnet wurde, zusätzlich 20 Millionen DM durch Um- 
buchung zum Ausgleich dieses Defizits zur Verfügung gestellt 
wurden? 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, Mit 
Ausnahme des laufenden Haushaltsjahres waren 
die Bundeszuschüsse zur landwirtschaftlichen Alters- 
hilfe immer so festgesetzt worden, daß Beschlüsse 
über die Erhebung zusätzlicher Beiträge (§ 13 a 
Abs, 2 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte) nicht gefaßt werden mußten. Da in diesem 
Jahr die Ausgaben der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen für vorzeitige Altersgelder und Rehabili- 
tationsmaßnahmen wider Erwarten stark angestie- 
gen sind, hat die Bundesregierung weitere 20 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt, um zusätzliche 
Beitragsbelastungen der Landwirte zu vermeiden. 
Der Landwirtschaft ist daher bisher kein Nachteil 
durch die Aufhebung der Defizithaftung entstanden. 


Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 9. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache 
Vl/2890 Fragen A 58 und 59) : 

Ist es richtig, daß die EG-Kommission beabsichtigt, die Regio- 
nalisierung der Getreidepreise aufzuheben? 

Welche Stellung wird die Bundesregierung zu diesem Vor- 
schlag einnehmen? 

Das System regional differenzierter Interventions- 
preise wird in der EWG derzeit nur noch für Weich- 
weizen, Roggen und Gerste angewandt. Für Mais 
und Hartweizen ist für die gesamte Gemeinschaft 
nur je ein einziger abgeleiteter Interventionspreis 
festgesetzt. Bereits in diesem Frühjahr hat die EG- 
Kommission in Verbindung mit ihren Preisvorschlä- 
gen für das GWJ 1972/73 vorgeschlagen, nunmehr 
auch für Roggen die bisherige Preisregionalisierung 
durch einen einzigen, für die gesamte Gemeinschaft 
geltenden Interventionspreis abzulösen, über dessen 
Höhe sich allerdings die EG-Kommission noch nicht 
geäußert hat. Gleichzeitig hat die EG-Kommission 
nachdrücklich auf die Notwendigkeit einer Verbesse- 
rung der Preisregionalisierung für Weichweizen und 
Gerste in der Gemeinschaft hingewiesen. Nach letz- 
ten inoffiziellen Informationen aus Brüssel kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß die EG-Kommis- 
sion in schon naher Zukunft eine Beseitigung der 
Preisregionalisierung auch für Weichweizen und 
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' ^ Gerste dem Rat vorgeschlagen wird, zumal noch 
keine Klarheit über die Regionalisierung der Ge- 
treidepreise in einer erweiterten Gemeinschaft be- 
steht. 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik der 
Preisregionalisierung für Getreide in der Gemein- 
schaft bewußt. Bislang konnte noch keine Überein- 
stimmung zwischen der Bundesregierung und der 
EG-Kommission darüber erzielt werden, wie die 
Verbesserung der Regionalisierung am besten er- 
reicht werden kann. Einer Herabsetzung der Inter- 
ventionspreise, die sich für die marktfernen Erzeu- 
gergebiete aus einer nach dem Transportgefälle aus- 
gerichteten Regionalisierung ergeben könnte, hat 
sich die Bundesregierung bisher mit Erfolg wider- 
setzt. 

Sie wird sich allen Vorschlägen für eine Verbesse- 
rung der Preisregionalisierung dann aufgeschlossen 
zeigen, wenn diese eine Verminderung der Erzeu- 
gererlöse zu vermeiden wissen. Die Haltung der 
Bundesregierung wird im wesentlichen davon ab- 
hängen, welche Preisbeschlüsse der EG-Ministerrat 
fassen wird. 


Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg vom 7. Dezem- 
ber 1971 auf die Mündliche Frage des Abgeordne- 
ten Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) (Druck- 
sache VI/2890 Frage A 64): 

Auf welche Berechnungen stützen sich die Feststellungen von 
Angehörigen der Bundesregierung in letzter Zeit — u. a, Bun- 
desminister Leber auf dem außerordentlichen Parteitag der 
SPD in Bonn am 18. November 1971 — , der Besitz von Kapital 
und Produktionsvermögen sei das Privileg einer Minderheit, 
etwa 70 ®/o des Kapitals in unserem Land seien im Besitz von 
1,7 ‘Vo der Haushalte? 

Die Feststellung, 1,7 ®/o der Bevölkerung verfüg- 
ten über 70 ®/o des Eigentums an Unternehmungen, 

beruht auf einer Untersuchung über die Vermö- 
gensstruktur der Bundesrepublik Deutschland von 
Prof. Wilhelm Krelle und seinen Mitarbeitern 
J. Schunck und J. Siebke. Sie ist Teil eines For- 
schungsberichts, den der ehemalige Bundesarbeits- 
minister Blank zur Frage der überbetrieblichen Er- 
tragsbeteiligung vergeben hat. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Vermö- 
gensteuerstatistik schätzten die Wissenschaftler, daß 
die Haushalte mit einem Vermögen von 100 000 
und mehr DM rund 70 ®/o des Eigentums an Unter- 
nehmen besitzen, obwohl sie nur einen Anteil von 
1,7 Vo der Bevölkerung repräsentieren. Der Anteil 
dieser Gruppe am gesamten Vermögen aller priva- 
ten Haushalte beträgt nach derselben Untersuchung 
35 o/o. 

Da sich diese Angaben auf das Jahr 1960 bezie- 
hen, hat der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung den früheren Mitarbeiter Prof. Krelles, 
Herrn Prof. Dr. Jürgen Siebke, Anfang dieses Jah- 
res gebeten, die Zahlen anhand der neuesten stati- 
stischen Unterlagen zu überprüfen. In seinem Gut- 
achten kam Prof. Siebke zu dem Ergebnis, daß 


1966 — die Ergebnisse der Vermögensteuerstatistik 
1969 liegen noch nicht vor — 1,7 Vo der Bevölkerung 
über 74 Vo des Eigentums an den Unternehmungen 
und über 31 Vo des gesamten Vermögens der priva- 
ten Haushalte verfügten. 

Angesichts der geringen Unterschiede der Ergeb- 
nisse von 1960 und 1966 kann von einer Änderung 
der Vermögensverteilung nicht gesprochen werden. 
Nach Ansicht von Prof. Siebke kann aus dem Ver- 
gleich auf eine Konzentrationstendenz beim Produk- 
tivvermögen und auf eine tendenzielle Dekonzen- 
tration des Vermögens der privaten Haushalte ge- 
schlossen werden. 

Die These, daß das produktiv eingesetzte Kapital 
äußerst ungleich unter den Haushalten verteilt ist, 
wurde u. a. vor kurzem durch die Ergebnisse der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 bestä- 
tigt. 


Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig vom 
9. Dezember 1971 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Spitzmüller (FDP) (Drucksache VI/2890 
Fragen A 81 und 82): 

Welche Fortschritte hat das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit in der Verständigung mit den medizi- 
nisch-wissenschaftlichen Ärztegesellschaften, die besonders the- 
rapeutische Richtungen pflegen, in der Frage erzielt, wie die .p. 
durch die veröffentlichten Prüfungsvorschriften für Arzneimittel 
entstandenen Beeinträchtigungen oder befürchteten Schwierig- 
keiten in der Entwicklung besonderer Arzneimittelgruppen 
überwunden werden können? 

Welche Maßnahmen hat das Bundesministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit ergriffen, für die von ihm in Aussicht 
gestellte Entwicklung besonderer Prüfungs- und Nachweismetho- 
den für biologische und homöopathische Arzneimittel die not- 
wendigen Mittel bereitzustellen, und mit welchen betroffenen 
medizinisch-wissenschaftlichen Ärzteverbänden hat es dabei zur 
Aufstellung von Forschungsprojekten zusammengearbeitet? 

Zur Frage der Prüfung neuer Arzneimittelspezia- 
litäten mit Stoffen bekannter und auch mit Stoffen 
bisher unbekannter Wirksamkeit hat der beim Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit ge- 
bildete Beirat „Arzneimittelsicherheit" im Rahmen 
der Vorbereitungen für die beabsichtigte Novellie- 
rung des Arzneimittelgesetzes am 25. November 
1971 folgende Verbände gehört: 

Zentralverband der Ärzte für Naturheilverfah- 
ren e. V. 

Deutscher Zentralverein homöopathische Ärzte 
e. V. 

Arbeitsgemeinschaft anthroposophischer Ärzte 

Internationale Gesellschaft für Homotoxikolo- 
gie und antihomotoxische Therapie e. V. 

Deutscher Heilpraktikerschaft e. V. 

Aktionskomitee für Therapie- und Verord- 
nungsfreiheit. 

Dabei konnten Mißverständnisse, falsche Interpre- 
tationen der Richtlinien und somit unbegründete Be- 
sorgnisse über die künftige Arzneimittelprüfung 
ausgeräumt werden. 
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Nach der Novelle werden neue Arzneispezialitä- 
ten nur zugelassen, wenn für sie der Nachweis der 
Unschädlichkeit und Wirksamkeit dem Bundes- 
gesundheitsamt gegenüber erbracht worden ist. Die- 
ser Nachweis ist anhand der vom Beirat „Arzneimit- 
telsicherheit" ausgearbeiteten „Richtlinie zur Prü- 
fung von Arzneimitteln" zu führen. Die Vertreter 
der o. a. Verbände haben übereinstimmend zum 
Ausdruck gebracht, daß sie den Grundsatz des Nach- 
weises der Unschädlichkeit und Wirksamkeit auch 
für die von ihnen hergestellten Arzneimittel aus 
pflanzlichen Grundstoffen oder Mineralien anerken- 
nen. 

Soweit solche Arzneimittel bereits im Verkehr 
sind, können sie im Verkehr bleiben. Das erscheint 
vertretbar, da diese Arzneimittel bereits seit Jah- 
ren oder Jahrzehnten ohne Beanstandung ange- 
wendet werden. 

Wissenschaftler der Arzneimittelkunde haben die 
Auffassung vertreten, daß in etwa 10 bis 15 Jahren 
auch für viele der auf dem Markt befindlichen Arz- 
neimittel der exakte Nachweis ihrer Wirksamkeit 
durch neue Methoden erbracht werden kann. 

Es ist primär Aufgabe der Hersteller von biologi- 
schen und homöopatischen Arzneimitteln geeignete 
Methoden zu entwickeln, um den Nachweis der 
Wirksamkeit und Unschädlichkeit für ihre Arznei- 
mittel führen zu können. Von seiten der Ärzte- 
verbände, die an diesen Nachweis- und Prüfungs- 
methoden interessiert sind, sind Anträge auf finan- 
zielle Unterstützung zur Entwicklung solcher Metho- 
den bisher nicht gestellt worden. Das Bundesmini- 
(B) sterium für Jugend, Familie und Gesundheit unter- 
stützt aber die finanzielle Förderung einschlägiger 
wissenschaftlicher Institute und ist auch bereit, For- 
schungsprojekte zu finanzieren, die der Verbesse- 
rung der Arzneimittelsicherheit dienen. 


Anlage 6 

Schriftliche Antwort 


Die Bundesregierung ist bereit, die Bemühungen 
der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Rausch- 
giftsucht zu unterstützen. Der Entwurf des Gesetzes 
zu dem Internationalen Einheitsübereinkommen 
über Süchtstoffe liegt zur Zeit den Bundessressorts, 
den zuständigen Landesbehörden und den beteilig- 
ten Organisationen und Verbänden zur Stellung- 
nahme vor. 

Die Bundsregierung wird den Entwurf des Ratifi- 
zierungsgesetzes Anfang Januar den gesetzgeben- 
den Körperschaften zuleiten. 

Das Übereinkommen über psychotrope Stoffe vom 
Februar 1971 liegt bis zum 1. Januar 1972 zur Unter- 
zeichnung auf. Die Bundesregierung hat die not- 
wendigen Schritte unternommen, um sicherzustellen, 
daß das Übereinkommen noch vor Ablauf dieses 
Jahres unterzeichnet wird. 


Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold vom 
8. Dezember 1971 auf die Mündliche Frage des Ab- 
geordenten Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) (Druck- 
sache VI/2890 Frage A 138): 

Findet es die Billigung der Bundesregierung, daß in Erklärun- 
gen von Rcgicrungsvertretern und in Veröffentlichungen amt- 
licher Stollen in zunehmendem Maße die aus dem östlichen 
Sprachgebrauch stammende Bezeichnung BRD für die Bundes- 
republik Deutschland verwendet wird? 

Die Bezeichnung BRD für die Bundesrepublik 
Deutschland geht nach Auffassung der Bundesregie- 
rung nicht auf östlichen Sprachgebrauch zurück, 
sondern ist eine Abkürzung, die auch hierzulande 
seit langem immer wieder verwendet wird. Von 
östlicher Seite wird allerdings hin und wieder die 
Abkürzung DBR gebraucht, die sich von der bewußt 
verfälschten und agitatorisch benutzten Bezeichnung 
„Deutsche Bundesrepublik" herleitet. 

Wenn gelegentlich anstelle der Bezeichnung 
„Bundesrepublik Deutschland" die Abkürzung BRD 
verwendt wird, so geschieht das in der Regel nur, 
um unter dem Zwang eines knappen Sprechstils — 
etwa in Interviews — anstatt der in manchen Sprach- 
zusammenhängen umständlich wirkenden Vollform 
„Bundesrepublik Deutschland" die korrekte Abkür- 
zung und nicht etwa nur das Wort „Bundesrepublik" 
zu gebrauchen. Selbstverständlich kann daraus nicht 
der Schluß gezogen werden, als ob der verfassungs- 
gemäße Name unseres Staates in irgendeiner Weise 
in seiner Form oder in seiner politischen Aussage 
modifiziert werden soll. Das Gegenteil ist der Fall. 


des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 9. Dezember 1971 auf die, Mündliche Frage der 
Abgeordneten Frau Griesinger (CDU/CSU) (Druck- 
sache VI/2890 Frage A 83): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der Empfehlung der 
Nordatlantischen Versammlung über Rausdigiftkontrolle vom 
28. September 1971 die Bemühungen der Vereinten Nationen 
zur Bekämpfung der Rauschgiftsucht zu unterstützen und das 
Einheitsübereinkommen über Suchtstoffe von 1961 baldigst zu 
ratifizieren und das Übereinkommen über psychotropische Stoffe 
vom Februar 1971 zu unterzeichnen? 




